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Außenpolitik auf altem Kurs 
Bundestagsfraktion der CDU/CSU trat zusammen 

. Die neue Bundestagsfraktion der CDU/CSU ist am vergangenen Dienstag erstmalig zu- 
^nmengetreten. Aus Anlaß ihrer Konstituierung hielt Dr. Adenauer eine innen- und 
außenpolitisch programmatische Rede. Im Vordergrund stand die Feststellung, daß der große 
Wahlsieg in erster Linie eine Verantwortung für die Zukunft bedeute. Diese Verantwortung 
liege auf der Christlich-Demokratischen Union in weit größerem Maße als bisher. Die 
kommenden vier Jahre würden schicksalhafte Entscheidungen für die Zukunft des deutschen 
Volkes bringen. 

Dr. Adenauer, der gesdiäftsführend bis 
zur Neubildung der Regierung bezw. bis 
zu seiner erneuten Beauftragung das Amt 
des Bundeskanzlers innehat, hob hervor, 
daß die Außenpolitik einer kom- 
menden Bundesregierung auf der bisheri- 
gen Linie gradlinig weiterverfolgt werde. 
Er sprach die Überzeugung aus, daß nun- 
mehr auch die EVG ihrer Verwirklichung 
endlich nahegerückt sein. 

Dr. Adenauer vertrat die Auffassung, 
daß nur eine wirkliche europäische 
Politik den dauerhaften Frieden garan- 
tieren könne. Der Wahlausgang in der 
Bundesrepublik bedeute für den Kreml, 
daß für ihn eine entscheidende Schlacht 
im Kalten Krieg verloren sei. Wenn die 
Sowjetunion eingesehen habe, daß der 
Kalte Krieg nicht zu gewinnen sei, werue 
d angesichts ihrer schwierigen wirtschaft- 
Jaien und politischen Lage den Heißen 
Krieg   nicht  wagen. 

Alle Energie für Wiedervereinigung 
Das große Ziel der Wiederverei- 

nigung Deutschlands müsse Schritt für 
Sdiritt mit aller Energie angestrebt wei- 
den. Jede Stunde, die man die 18 Millio- 
nen Deutschen länger ihrem Schicksal über- 
lasse, sei ein Verbrechen. Die Wahlent- 
seheidung des deutschen Volkes in der 
Bundesrepublik habe der Bevölkerung 
hinter dem Eisernen Vorhang neuen Mut 
gegeben. 

Der Bundeskanzler sprach die Erwar- 
tung aus, daß die Opposition ihre außen- 
politische Haltung einer Prüfung unter- 
ziehen werde. Er habe jedenfalls die Ab- 
sicht, sich mit dem SPD-Vorsitzenden 
Ollenhauer einmal in aller Offenheit aus- 
zusprechen. 

Schwerpunkt Sozialpolitik 
Eine Verstärkung der Sozialpolitik 

bezeichnete der Kanzler als das Merkmal 
seiner innenpolitischen Ziele. Es gelte, 
besonders die Lage der Alten zu bessern 
und die Familie zu fördern. Voraussetzung 

hierfür sei eine Verbesserung des Woh- 
nungsbaus im Sinne wirklich familienge- 
rechter Wohnungen. 

W i r t s c h a f t s p o 1 i t i s c h nannte 
Dr. Adenauer die Modernisierung der 
Groß-Industrie und die Förderung üer 
Kapitalbildung als wichtigste Aufgabein. 
In die Förderung des Mittel- 
standes müßten auch Beamte und 
freie Berufe stärker als bisher einbezogen 
werden. Um der immer weiter um sich 
greifenden Landflucht entgegenzutreten, 
müßten wirksame neue Maßnahmen ge- 
troffen werden, die den Anreiz zur Arbeit 
auf   dem   Lande   bieten. 

CDU/CSU eine echte Volkspartei 
Der ebenfalls vorläufig in seinem Amt 

bestätigte Fraktionsvorsitzende Dr. Hein- 
rich von Brentano hatte zu Beginn der 
Sitzung Dr. Adenauer zum Wahlsieg 
seinen Glückwunsch ausgesprochen. Von 
Brentano sagte, die CDU/CSU habe durch 
dieses Wahlergebnis erst recht den Cha- 
rakter einer echten Volkspartei gewonnen. 
Auch  Dr.  von Brentano äußerte die  Hoff- 

nung, daß es gelinge, im Verhältnis zur 
Opposition zu einer Entspannung zu 
kommen. Für die CSU erklärte der Frak- 
tionsvorsitzende Strauß die Bereitschaft 
zur Beibehaltung der Fraktionsgemein- 
schaft mit der CDU. 

Die nädiste Sitzung der CDU/CSU- 
Fraktion findet am Tage vor der ersten 
Plenarsitzung des neuen Bundestages, am 
5. Oktober statt, Bei dieser Gelegenheit 
wird in der Fraktion die Wahl des Bun- 
destagspräsidenten zur Sprache kommen. 
Seine Wahl erfolgt in der ersten Plenar- 
sitzung. Dr. Adenauer ist als 77 jähriger 
Abgeordneter das älteste Mitglied des 
neuen Bundestages. Ihm fällt deshalb das 
Amt des Alterspräsidenten zui, der die 
erste Sitzung des Bundestages eröffnet. 

Inzwischen gehen die Beratungen über 
die Bildung der neuen Bundes- 
regierung — allerdings ohne binden- 
de Besdilüsse — weiter. Solange Dr. Aden- 
auer nicht vom Bundespräsidenten zum 
Bundeskanzler vorgesdilagen und vom 
Parlament gewählt worden ist, kann eine 
offizielle Zusammensetzung des neuen 
Kabinetts nidit erfolgen. Dr. Adenauer 
wird erst dann aufgrund der vorgehenden 
Beratungen dem Bundestag die von ihm 
vorgeschlagenen Minister vorstellen, wenn 
ihm ausdrücklidi durch das Votum des 
Parlaments das Amt des Bundeskanzlers 
übertragen worden  ist. 

Erhards künftiger wirtschaftspolitischer Weg 
Expansion der Wirtschaft - „Wir dürfen den Motor nicht absterben lassen", 

Das vordringliche Ziel der Wirtschafts- 
politik in der neuen Legislaturperiode 
sieht Bundeswirtsdiaftsminister Prof. Er- 
hard darin, „den Motor nidit absterben zu 
lassen und die Wirtschaft in der Expansion 
zu halten." Voraussetzung hierzu sei die 
„Große Steuerreform", die den hohen 
Steuerdruck beseitige und die Entfaltung 
der individuellen Kräfte fördere. Eine 
Produktionsausweitung, die in 
verstärkten Maße in den Konsum 
fließe, sei keine Gefahr. Im Gegenteil, sie 
ermögliche die Eingliederung weiterer 
Mensdien in den Arbeitsprozeß und trage 
zur sozialen Konsolidierung bei. Wenn 
das Produkt selbst die Kaufkraft schaffe, 
beständen keine inflationären Gefahren. 

Dem Wiederaufbau des Kapital- 
m a r k t s mißt Prof. Erhard besondere Be- 
deutung bei. Notwendige Voraussetzung 
sei die Beseitigung der Prioritäten der 
öffentlidien Hand sowie die Regeneration 
der Aktien. Die Finanzierung des Woh- 
nungsbaues müsse mehr auf markt- 
wirtsdiaftlidie Grundlagen umgestellt wer- 
den, damit dem privaten Kapital ein An- 
reiz zur Beteiligung gegeben werde. 

In der Kartellfrage hält der Mi- 
nister grundsätzlidi an der Verbotsgesetz- 
gebung fest, audi wenn er sidi zu gewis- 
sen Zugeständnissen, z. B. hinsiditlich der 
Exportkartelle, bereitfindet. Für die 
Landwirtschaft müsse etwas zu 
ihrem   Sdiutze   getan werden,   sie   könne 



Weniger Plenum - mehr Ausschußarbeit 
CDU/CSU will Aufteilung der Fraktion in Arbeitskreise 

Die Technik der Arbeit wird auch im neuen Deutschen Bundestag wesentlich mitbestim- 
mend sein für Erfolg und Leistung. Das erste deutsche Nachkriegsparlament hatte — seien 
wir geredit — ein Übermaß an Arbeit zu leisten. Nur wenig Dank ist ihm dafür in der 
Öffentlichkeit zuteil geworden. Die Aufgaben des neuen Parlaments sind nicht geringer oder 
an Zahl kleiner. Es wird deshalb sehr viel darauf ankommen, diese Arbeit zu rationalisieren, 
in gewisser Hinsidit sogar zu straffen.Schon jetzt tauchen auf den Reihen der CDU/CSU- 
Fraktion bemerkenswerte Stimmen auf, die sich mit dieser Frage beschäftigen. 

Die CDU/CSU-Fraktion selbst, die auf 
244 Köpfe angewachsen ist, hat den Ent- 
schluß gefaßt, Arbeitskreise zu bilden, in 
denen alle Fragen und Anträge zu einer 
gewissen „Vorreife" gebracht werden. In 
den Arbeitskreisen der Fraktion für Wirt- 
schafts-, Sozial-, Außenpolitik und Finanz-, 
Rechts- und Verwaltungsfragen werden 
nidit nur die Vertreter der Interessen- 
gruppen sitzen; sie sollen darüber hinaus 
einen Querschnitt durch die gesamte Frak- 
tion ergeben, die wiederum ein Spiegel- 
bild des deutsdien Volkes ist. Landwirt- 
sdiafts- und Ernährungsfragen z. B. wer- 
den also fraktionell nicht nur von Land- 
wirten besprochen werden, sondern es 
werden dazu audi Vertreter der Verbrau- 
cher und anderer Bevölkerungskreise hin- 
zugezogen werden. 

Diese Absicht der CDU/CSU-Fraktion 
dürfte kennzeidmend sein für die Än- 
derungen der Gesdiäftsordnung, die zur 
Zeit im Bundestag vorbereitet werden. 
Auch hier geht es darum, die vorbereiten- 
de Arbeit in den Ausschüssen zu ver- 
stärken und das Plenum freizuhalten für 
grundsätzliche Entsdieidungen, Grund- 
satzfragen und die endgültige Beratung 
der Gesetze. Das Wahlergebnis kommt 
dem neuen Bundestag dabei entgegen. 
Die Zahl der hier vertretenen Parteien 
hat sich vermindert; vor allem sind jene 
Kleinstparteien ausgesdiieden, deren Ver- 
treter sich gar zu oft als berufsmäßige 
Kritikaster erwiesen haben. Diese Tat- 
sadie bringt eine Rationalisierung der 
deutschen parlamentarisdien Arbeit in sich. 
Die Männer aber, die sich mit den Ände- 
rungen der Geschäftsordnung befassen, 
wollen mehr. Sie wollen grundsätzlich, 
daß die Plenarsitzungen weniger Zeit be- 
anspruchen. Ein wesentlicher Teilsdiritt 
dazu wird bereits geschehen sein, wenn 
namentlich die ersten Lesungen im Plenum 
nidit mehr mit Anträgen belastet wer- 
den, die nur örtlidie oder gebietsmäßige 
Bedeutung haben. Das Haus soll also frei 
bleiben für die großen politischen De- 
batten   über   wirtschaftliche,    soziale    und 

Erhards künftiger wirtschaftspolitischer Weg 
nicht frei in einem europäisdien Markt 
bestehen. Die strukturellen Unterschiede 
sollten durdi eine kluge Zollpolitik ausge- 
schaltet werden, vielleicht auch durch ge- 
wisse jahreszeitliche Begrenzungen und 
Besdiränkungen der -Einfuhren. Anderer- 
seits muß der deutsche Export weiter 
gesteigert werden. Weitere Ausfuhrsteige- 
rungen lösen gleichzeitig einen Mehrbe- 
darf an Importgütern aus, und mit jedem 
Mehr an Importe wird Luft für weitere 
Exporte gesdiaffen. Vordringlich ist die 
langfristige Exportförderung. 

Nadidrücklidi betont Prof. Erhard die 
Notwendigkeit einer entschiedenen Inte- 
grationspolitik. Mit aller Macht 
müsse die Konvertibilität der europäischen 
Währung vorangetrieben werden und 
Hand in Hand mit Maßnahmen gehen, 
den staatlidien Interventionismus im 
Außenhandel zu überwinden. 

politische Fragen. Darüber hinaus soll 
auch eine bessere Zeiteinteilung für die 
Parlamentarier erzielt werden. Den Ple- 
narsitzungen und Ausschußberatungen soll 
in Zukunft regelmäßig eine Pause folgen, 
eine durchaus sdiöpferisdie Pause, in der 
der einzelne Bundestagsabgeordnete sich 
seinem Wahlkreis und seinem Beruf wid- 
men kann. Es liegt durchaus im Interesse 
des Wählers, wenn sein Abgeordneter so- 
viel Urlaub von Bonn bekommt, daß er 
als lebendiger Mittler zwischen dem Wahl- 

kreis und der Bundeshauptstadt gelten 
kann, ganz abzusehen davon, daß den 
Wählern aller Parteien daran liegen sollte 
die Arbeitskraft ihrer Abgeordneten zu 
erhalten und sie nicht durdi umfangreiche 
und langwierige Dauersitzungen frühzeitig 
zu  verschleißen. 

Es läßt sich bereits jetzt voraussehen. 
daß hier und da im Lande Stimmen laut 
werden, die angesidits dieser Pläne von 
„antidemokratischen Tendenzen" sprechen 
werden. Ihnen sollte man keine Bedeu- 
tung zumessen, wenn es darum geht die 
Leistung des deutsdien Bundesparlanie-nts 
zu erhöhen und das gesamte Bild des 
Bundestages zu heben. Hat doch selbst 
ein so prominenter Vertreter der Oppo- 
sition wie der frühere Reichstagspräsident 
Lobe sich seit geraumer Zeit für eine ver- 
nünftige und gerechte Änderung der 
Gesdiäftsordnung eingesetzt, die —• wje 

in allen Ländern der Welt — den Aus- 
schüssen den entscheidenden Anteil der 
gesetzesvorbereitenden  Arbeit  zuweist. 

fAto.de.Mte, <$k£av.e\e,l ü\ W-eCmah. 

An Foltermethoden aus früheren Zeiten 
erinnert ein authentisdier Bericht über die 
Behandlung von Untersudiungsgefangenen 
in einer sowjetzonalen Haftanstalt, der 
dem Deutsdiland-Union-Dienst von zuver- 
lässiger Quelle zuging. Darin werden die 
Zustände in der Haftanstalt in der Thäl- 
mannstraße in Weimar geschildert. Wer 
in der Bundesrepublik jemals daran 
glaubte, daß die Verhältnisse in der So- 
wjetzone sich im Laufe der letzten Mo- 
nate gebessert haben, muß diesen Bericht 
lesen, um zu erfahren, daß audi die an- 
geblichen Linderungsmaßnahmen vor we- 
nigen Monaten nichts anderes waren als 
Gerede und leere Worte. Nicht einmal 
eine Geste der Menschlichkeit steckte da- 
hinter. 

Die kleine Haftanstalt in Weimar ist 
audi heute nodi ständig belegt mit 180 
Männern und 50 Frauen. Hinter draht- 
glasbewehrten und liditundurchlässigen 
Fenstern liegen wahllos Untersuchungs- 
und Strafgefangene, politisdi Unliebsame 
und Verbrecher, alte Männer und Jugend- 
liche in kleinen Zellen, die dem einzel- 
nen Häftling nur 5 Kubikmeter Raum 
lassen. Hier wird die geringe Menge 
Wasdiwasser ausgegeben — zwei Liter je 
Kopf und Tag, auch für die schwer Ar- 
beitenden, deren Reinlichkeitsbedürfnis 
unbefriedigt bleibt. Hier wird die fett- 
lose Kohlsuppe, das grobe Brot mit Mar- 
melade, der dünne Kaffee verteilt, und 
hier müssen audi die menschlichen Be- 
dürfnisse verrichtet werden. Für dreißig 
Menschen steht nur ein deckelloser Kübel 
zur Verfügung, dessen Ausdünstungen 
durch den Streudilor nidit gerade erträg- 
licher werden. 

Ein Geistlicher hat die Anstalt während 
der letzten Jahre trotz häufiger Bitten der 
gequälten Mensdien nicht betreten dürfen. 
Wohl aber gibt es einen Anstaltsarzt, des- 
sen Methoden eine moderne Parallele zu 
der Praxis von Dr. Eisenbarth /"bilden. 
Dieser 70 jährige Weimarer Arzt erscheint 
zweimal wödientlich in Begleitung eines 
Vopo-Wachtmeisters als „Assistenten" und 
behandelt alle Krankheitsfälle von mehr 
als zweihundert Menschen innerhalb zwei 
Stunden. Medikamente werden nidit aus- 
gegeben, dafür aber umso häufiger billige 
Trostworte wie „Halten Sie sidi warm", 
oder „nicht zu fett essen!" Für schwere 
Bronchitis gibt es gelegentlidi einmal eine 

halbe Spalttablette als Heilmittel, niemals 
aber für offene Wunden eine Binde od. 
Watte. Auch eine Gewichtskontrolle di<s 
selbst die Sowjets sidi nicht versagen, hat 
in diesem Gefängnis der Pankower Herr- 
scher zu keiner Zeit stattgefunden. 

Der Sdireckensbericht aus der Thäl- 
mannstraße in Weimar ließe sidi beliebig 
verlängern. Es würde aber auch dann nur 
beweisen können,  daß die Machthaber in 

Bismarck hat in seinen Memoiren geschrie- 
ben, wie ihn immer wieder der Gedanke an 
die Isolierung Deutschlands verfolgt hat. Die 
Isolierung hat das Deutsche Reich, als es 
die stärkste Militärmacht der Welt war in 
den Krieg von 1914—1918 geführt, der es 
zum erstenmal von der stolzen Höhe auf 
der es stand, heruntergeworfen hat. Und nun 
wir! Kann denn irgendeiner davon träumen, 
daß wir besetzt, entwaffnet, jederzeit in der 
wirtschaftlichen Hand unserer früheren Geg- 

ner, daß wir etwa in der Lage wären, allein 
für uns eine entscheidende Rolle in der euro 
päi.schen oder in der Weltgeschichte zu spie- 
len? Das ist geradezu sinnlos, das ist Torheit, 
und darum müssen wir, — und das wird audi 
das Ziel unserer künftigen Politik im Bun- 
destag sein — sorgen, daß unser Deutschland 
Freunde bekommt, und zwar die Freunde 
der freien Welt. Das sind unsere Freunde, 
denn sie wollen wie wir das Erbgut unserer 
Väter retten gegenüber asiatischer Despotie! 

Bundeskanzler Dr. Adenauer 
in der Westfalenhalle in Dortmund 

Pankow heute wie ehedem keinen Wert 
darauf legen, die ihnen anvertrauten 
Menschen menschenwürdig zu behandeln. 
Stärker nodi als es die Sowjetunion selbst 
bisher vermodite, hat sich der sowjetzo- 
nale Satellitenstaat Moskaus die Unfrei- 
heit zum Ziel gesetzt und Sklaverei und 
l'nllerunwesen eingeführt. Mit dieser Re- 
gierung kann es kein Verhandeln geben, 
ehe sie nidit bewiesen hat, daß sie die 
geringsten Forderungen der Menschlich- 
keit anzuerkennen bereit ist. 
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vertriebene und ^pläd}Uinge 

Wir wählten einen besseren Bundestag! 
Die Wahl ist vorüber. Überrascht von 

diesem Ausgang ist nicht nur die sozial- 
demokratische Opposition, die ihre Rolle 
im Bundestag sozusagen künftig haupt- 
beruflich weiterspielen wird. Überrascht 
war in der Nacht vom 6. zum 7. Septem- 
ber auch die CDU selbst, die wohl mit 
einem Wahlsieg fest gerechnet hatte, nicht 
aber mit einem so gewaltigen Bekenntnis 
der überragenden Mehrheit unseres Vol- 
kes für die Partei Konrad Adenauers. 

Insbesondere waren es auch die Heimat- 
vertriebenen und Flüchtlinge, die ein ein- 
deutiges Bekenntnis zur Innen- und 
Außenpolitik des Kanzlers ablegten. Der 
BHE, der sich wohl an diese Flücht- 
lingsgruppen gewandt hat, konnte gerade 
die Fünf-Prozent-Klausel überschreiten. 
um überhaupt im nächsten Bundestag ver- 

teil zu sein. Die SPD aber hat wohl 
)ii den Flüchtlingsstimmen nur wenige 

bekommen, und ebenso wenige von den 
3 Millionen Jungwählern. Der Bundes- 
kanzler hat am Tag nach der Wahl den 
Vertriebenen für das Vertrauen gedankt, 
das sie seiner Politik entgegenbrachten 
und versprochen, dieses Vertrauen in der 
neuen Legislaturperiode nicht zu ent- 
täuschen. 

Ein weiteres hervorstechendes Merkmal 
des Wahlausganges ist die klare Absage 
an alle links- und rechtsradikalen Grup- 
pen. Die „Gesamtdeutsche Volkspartei" 
Dr. Gustav Heinemanns hat trotz ihres 
Wahlbündnisses (oder gerade deshalb!) 
mit Wirths „Bund der Deutschen" eine 
vernichtende Niederlage erlitten und ist 
mit 1,2 °/o aller Stimmen politisch kaltge- 
stellt. Peinlich für die Neutralisten und 
ihre kommunistischen Freunde, nachdem 
man immer wieder in die Welt posaunt 
hatte, „mehr als 15 Millionen Westdeut- 
scher haben sich durch die Unterschriften- 
aktion gegen die Adenauer-Regierung aus- 
gesprochen". Die Utopisten Heinemanns 

MKI nunmehr durch die Realität aus 
jjren politischen Träumereien recht un- 
sanft aufgeweckt worden. 

Aber auch die anderen, die „einen bes- 
seren Bundestag" forderten, sind nach 
dem 6. September aufgeschreckt; — so 
hatten sie sich den neuen Bundestag nun 
auch wieder nicht vorgestellt. Schließlich 
mußte der DGB doch zur Kenntnis neh- 
men, daß die neue CDU-Fraktion mehr 
Gewerkschaftler im Bundestag sitzen hat, 
als die SPD. Die ersten Verlautbarungen 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes er- 
kannten dann auch den demokratischen 
und staatsbejahenden Charakter der Wahl 
an, während zur gleichen Zeit der sozial- 
demokratische Parteivorstand „schwere 
Bedenken ^ gegen die autoritären Kräfte 
der CDU" zum Ausdruck brachte. Zuge- 
geben, die SPD befindet sich in keiner 
beneidenswerten Situation — aber eigent- 
lich hatten wir erwartet, daß Erich Ollen- 
hauer aus dem 6. September die Lehre 
gezogen hätte, durch seine Äußerungen 
der CDU nur den Dienst erwiesen 
zu haben, daß die Bevölkerung noch 
fester zum Bundeskanzler steht. Beginnt 
der SPD-Vorstand schon am Tage nach 
dieser Wahl mit der Wahlhilfe für die 
CDU im Jahre 1957? 

Wer aber von uns die ersten Auswir- 
kungen der Bundestagswahl im Osten er- 
fahren will, der möge nur sein Radiogerät 
einmal auf Berlin-Ost oder Moskau (das 
ist schließlich dasselbe) stellen. Er wird 
dort zunächst ein „wirklichkeitsgetreues" 
Bild des Wahltages vermittelt bekommen. 
Er wird erfahren, daß die westdeutsche 
Wählerschaft „unter Anwendung stärk- 
sten Polizeiterrors, unter Beaufsichtigung 
amerikanischer schwerbewaffneter Soldaten 
an die Wahlurnen getrieben und dort ge- 
zwungen wurde, Dr. Adenauer ihre Stim- 
men abzugeben". „Zahlreiche CDU-Funk- 
tionäre mußten sogar ihre Stimme viel- 
fach^ in verschiedenen Wahllokalen abge- 
ben' , nur damit Max Reimann nicht zum 
Bundeskanzler gewählt würde. Die Wut 
Moskaus über den so überlegenen Wahlsieg 
des Kanzlers ist uns allen der beste Be- 
weis• w i e richtig das deutsche Volk 
gewählt   hat   und   wie   recht   wir   hatten, 

als wir am 2. September an dieser Stelle 
schrieben: Dieser Wahltag wird ein Zahl- 
tag sein — zur Absage an den Bolschewis- 
mus, aber auch an jene Kräfte die durch 
marxistischen Sozialismus, durch neonazi- 
stische Ideen uns auf einen Weg führen 
wollen, den wir als falsch erkannt haben. — 

Das Votum des deutschen Volkes 
hat der CDU, einer jungen Partei, die 
nicht einmal auf eine lange Tradition zu- 
rückblicken kann, das Vertrauen ausge- 
sprochen, die nächsten Jahre die Politik 
Deutschlands zu bestimmen und vor allem 
— neben  den  großen   sozialen  Aufgaben 
— die Wiedervereinigung mit unseren 18 
Millionen Brüder und Schwestern in der 
Sowjetzone zu erreichen. Dieses Ver- 
trauen verpflichtet! Verpflichtet aber uns 
alle, die wir Träger der Partei sind. Nichts 
wäre daher falscher, als zu meinen, man 
könne sich zunächst auf den Lorbeeren 
des Wahlsieges ausruhen, bis die nächste 
Wahl kommt. Es gilt im Gegenteil für 
uns alle, in dem Wahlvotum den Arbeits- 
auftrag zu sehen, der uns am 6. Sep- 
tember erteilt wurde. 

CDU-Vertreter der Vertriebenen im neuen Bundestag 
Dr. Herbert Czaja, 
Dr. Hermann Götz, 
Ernst Kuntscher, 
Edmund Leukert, 
Hans Schütz, 
Graf von  Spreti, 
Gerhard Wacher, 
Hermann Ehren, 
Graf Dr. Henkel, 
Dr. Walter Rinke, 
Wilmar Sabaß, 
Georg Schneider, 
Karl von Buchka, 
Gustav Gedat, 
Dr. Linus Kather, 
Hermann Müller, 
Walter Brookmann, 
Annemarie Ackermann, 
Dr. Georg von Manteuffel, 
Dr. med. Moerschel, 
Hildegard Bleyler, 
Anton Miller, 
Dr. Hermann Lindrath, 

Baden-Württemberg 
Hessen 
Niedersadisen 
Bayern (CSU) 
Bayern (CSU) 
Bayern (CSU) 
Bayern (CSU) 
Nordrhein-Westfalen 
Bayern (CSU) 
Bayern (CSU) 
Nordrhein-Westfalen 
Hamburg 
Niedersachsen 
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Sudetendeutsche 

Aus Schlesien 

Aus Ostpreußen 

Aus Pommern 
Aus dem Südosten 
Aus dem Baltikum 
Aus Danzig 

als Vertreter der 
Sowjetzonenflüchtlinge 

Im Bundestag befinden sich insgesamt 65 Heimatvertriebene und Flüchtlinge, das sind 
13,4 °/o aller Abgeordneten. Davon entfallen auf die CDU/CSU 23, auf den BHE 20 auf 
die SPD 15, auf die FDP 5, auf die DP 2 Abgeordnete. 

Ideologie ohne Ideologen 
Die SED ist wieder einmal ärmer ge- 

worden — ihr Chefideologe Fred O e I ß - 
n e r hat diesmal daran glauben müssen, 
daß die von ihm maßgeblich vertretene 
Ideologie a priori für alle noch so wendi- 
gen Ideologen nur zu einer Schlußper- 
spektive hinführt — in die Gefängnis- 
zelle und vor das Tribunal. Der Mann, 
der seit sedis Jahren als der Interpret 
aller Moskauer Ideologieschwenkungen 
galt, war ideologisch nicht wachsam genug, 
die letzte Sdiwenkung mitzumachen oder 
das Kräfteverhältnis Malenkow-Berija ridi- 
tig zu durdischauen. Unter der Beschul- 
digung, Verbindung zu Zaisser-Herrnstadt 
gehabt zu haben, hat Ulbricht seinen 
Chefideologen verhaften lassen und selbst 
am  Verhör  Oelßners  teilgenommen. 

Am 19. September 1952 hatten wir Fred 
Oelßner   im   Gefolge   der   „Volkskammer- 

delegation" in Bonn gesehen. Nicht dem 
Spredier der Fünfergruppe, Matern, wollte 
Ulbridit im Falle einer Verhandlung mit 
Vertretern des Bundestages die ideolo- 
gische Leitung überlassen, sondern der 
Chefideologe der SED mußte als „Se- 
kretär" die „Delegation" begleiten. Der 
LDP-Vorsitzende und Minister Dr. Ha- 
mann, der zu den Pankower Briefträgern 
gehörte, sitzt ebenfalls im Gefängnis, jetzt 
folgte ihm der oberste Ideologe, der nun 
die ideologische Schulung aller ihm vor- 
ausgegangenen Pankower Minister und 
Staatsfunktionäre übernehmen kann. Wenn 
Grotewohl und Ulbricht dann kommen, 
ist ihnen Oelßner schon wieder ein Stück 
voraus, wie er es bisher ja immer sdion 
war. 

Die SED aber sucht zur Zeit für ihre 
Ideologie einen neuen leitenden Ideologen. 
N. S. Sie hat keinen gefunden und Oelß- 
ner hat Chancen, wieder zu amtieren. 



Dr. Dr. Hans Köhler: 

Kann ein Christ 
Der Verfasser war Professor für syste- 
matische Theologie an der Leipziger 
Universität, jetzt Professor für systema- 
tische Theologie an der Philosophischen 
Fakultät   der   Freien   Universität  Berlin. 

Das Wort „Neutralist" gilt heute als 
eine politische Bezeichnung. Es bezeichnet 
einen Menschen, der sich aus allen welt- 
politischen Konflikten heraushalten will, 
und der diese Haltung für unser ganzes 
Volk wünscht. Er ist bereit, Ost und West 
ihre Konzeption zu belassen, aber er will 
an keiner der beiden politischen Formen 
teilnehmen. Er meint, daß er damit dem 
Frieden den besten Dienst erweisen kann, 
wenn er dazu beiträgt, daß Deutschland 
mitten zwischen den Streitenden eine nach 
beiden Seiten neutrale Haltung einnimmt. 

Es gibt manchen Neutralisten, der diese 
seine Einstellung mit seinem christlichen 
Glauben begründet. Dann aber ist dies 
nicht mehr nur eine politische Frage, son- 
dern es wird zu einem Problem unserer 
gesamten inneren Einstellung; denn der 
Glaube ist das Zentralste in uns. Das aber 
ist nun die Frage, die uns bewegt: Kann 
ein Christ Neutralis', sein? Wir müssen 
diese Frage zuerst einmal aus der rein 
politischen Sphäre herausnehmen und sie 
von der Gesamtschau des Evangeliums 
her 1) trachten. Dabei dürfen wir nicht 
meinen, daß die Bibel ein Gesetzbuch 
wäre, das uns das Verhalten für jede ein- 
zelne Situation vorschreibt. Aber wir müs- 
sen auch erkennen, daß uns die Bibel 
ständig als verantwortliches Wesen an- 
spricht. Es ist die Würde des Menschen, 
daß Gott ihm nicht ein unabänderliches 
Gesetz seines Lebens auferlegt, sondern 
daß Gott ihn in seiner Personalität ge- 
schaffen hat und trotz seiner Sünde erhält, 
daß Gott ihn in der Erlösung durch Jesus 
Christus gerade wieder in diese Verant- 
wortlichkeit hineinruft. 

Gott will, daß wir auf seinen Ruf ant- 
worten, daß wir ihm aus der Freiheit des 
Christenglaubens heraus in Gehorsam 
antworten sollen. Zugleich aber hat uns 
Gott in die Gemeinschaft der Menschen 
hineingestellt; er fordert von uns die 
Liebe zum Nächsten; damit fordert er 
aber auch, daß wir Antwort geben auf 
alle jene Fragen, die der Nächste, die die 
Welt uns stellt. Der Mensch ist nun 
einmal so geschaffen, daß er in der 
Verantwortlichkeit vor Gott und dem 
Nächsten in der Welt Stellung beziehen 
muß. Deshalb gibt es für einen Christen 
im Grunde genommen nie eine Neutralität. 

Er kann und darf sich den Fragen nicht 
entziehen, die ihm gestellt sind. Die 
Gegensätze, die heute unsere Welt be- 
herrschen, sind ja in Wirklichkeit auch 
keiire rein politischen. Es sind Gegensätze, 
die das gesamte Leben der Menschen be- 
stimmen. Es handelt sich nicht um vor- 
dergründige Fragen, sondern um solche 
Probleme, von denen für die Menschen 
unserer Zeit die Beantwortung der grund- 
sätzlichsten Lebensfragen abhängt. 

Das, was sich in der Politik abspielt, 
ist nur die Oberfläche. 

In der Tat, der Christ ist nicht gesetz- 
lich an eine bestimmte Staatsform gebun- 
den. Er hat die Freiheit zu fragen, welche 
in der gegenwärtigen Stunde die nach 
seinem Gewissen beste Möglichkeit bietet, 
Gottes Liebeswillen zu tun. Vor dieser 
konkreten Frage stehen wir heute. 

Neutralist sein? 
Kann ein Christ neutral zusehen, wie 

seine Brüder — seien es Deutsche, Polen, 
Tschechen, Ungarn, Rumänen, Bulgaren 
oder Russen — ihrer elementarsten Men- 
schenrechte beraubt werden? Kann ein 
Christ neutral bleiben, wenn Menschen 
allein ihrer Überzeugung wegen in Zucht- 
häuser und Zwangsarbeitslager geworfen 
werden, wenn Menschen in fortgesetzten 
Schulungen einem Gewissenszwang unter- 
worfen werden, wenn Menschen Tag und 
Nacht in der Angst vor der Verhaftung 
leben, wenn einer dem anderen nicht mehr 
vertrauen kann, weil er nicht weiß, ob 
dieser andere unter Anwendung der un- 
menschlichsten Mittel zu Spitzeldiensten ge- 
nötigt worden ist? Kann ein Christ zu- 
sehen, wenn arbeitende Menschen bis 
an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeil 
und Gesundheit von einer Partei, die die 
Staatsmacht an sich gerissen hat, ausge- 
beutet werden? Kann ein Christ gegen- 
über einer verlogenen politischen Propa- 
ganda neutral sein, kann er gegenüber 
der unmenschlichen Brutalität eines poli- 
tischen   Machtapparates  neutral   sein? 

Wir haben zwar als Christen gelernt, 
daß es vor Gott auf das Motiv unseres 
Handelns ankommt, daß Gott uns in das 
Herz sieht und daß nur der Mensch sieht, 
was vor Augen ist. Aber das bedeutet 
nicht die Aufforderung zur Blindheit 
gegenüber der Wirklichkeit der Welt. 
Wpnn wir eindeutig sehen, daß gegen den 
Willen Gottes   gehandelt  wird, wenn  wir 

sehen, daß die Motive derer, die es tun. 
das Gegenteil von Gottes Willen sind, 
können wir dann neutral sein? War unser 
Herr gegenüber den  Pharisäern neutral? 

Ich gestehe gern unseren heutigen Neu- 
tralisten zu, daß sie das edle Motiv haben, 
den Frieden zu erhalten. Aber ist das 
überhaupt ein Friede, der in den Ländern 
des Terrorismus angestrebt und verwirk- 
licht wird? Können w i r in Frieden leben 
und dem Frieden dienen, wenn unsere 
Brüder unter der Unmenschlichkeit leiden? 
Wenn es je in unserer Geschichte eine 
Situation gab, die uns die Neutralität 
verbot, dann ist sie heute da. 

Der Christ kann und darf gerade an- 
gesichts der entsetzlichen Not seiner Brü- 
der nicht neutral bleiben. Bedeutet das 
eine Entscheidnung für den Krieg? Das 
ist ja das, was uns die Gewalthaber der 
Terrorstaaten immer wieder einreden 
wollen. Kein Christ wird den Krieg 
wünschen oder auch nur anstreben. Abel 
wir dürfen uns nicht verwirren lassen 
durch solche durchsichtigen Drohungen- 
Je stärker das Lager des Rechts, um so 
geringer die Gefahr des Krieges, um so 
mehr Dienst für den Frieden. Ich be- 
haupte nicht, daß die Lebensform des 
Westens einfach christlich sei. Aber 
bietet uns die Möglichkeit, unsere B<. 
schaft zu sagen, und es gibt genug Men- 
schen auch in den Regierungen, die be- 
reit sind, sie zu hören. Laßt uns nicht 
„neutral" beiseitestehen, sondern dem 
Frieden dienen, wo Aussicht auf Verwirk- 
lichung besteht! 

(Mit freundl. Genehmigung des Verlages 
,,Entscheidung"-Berlin) 

Auö dem t2,and deö S<yziali6mu6 
„Christus hat niemals existiert" 

Atheistische Ratschläge für Propagandisten 

Möglichst schnell jede religiöse Gesin- 
nung bei den Völkern auszumerzen, sei 
der Zweck seines jetzt in Moskau erschie- 
nen Buches „Ursprung und reaktionärer 
Gehalt des Christentums", erklärte sein 
Verfasser, N. K. Amosow; denn diese re- 
aktionäre Gesinnung verhindere den Auf- 
bau der „kommunistischen Welt" in Ruß- 
land und auch in den anderen Ländern. 
Der Verfasser gibt den atheistischen Pro- 
pagandisten eine Reihe Ratschläge für 
Massenversammlungen der Arbeiter und 
Bauern, z. B., „daß Christus niemals 
existiert hat", „daß das Christentum den 
Mäditigen und Reichen bei der Ausbeu- 
tung der Elenden und Armen hilft", daß 
es  „die Versklavung billigt". 

Weiter  unzureichende   Versorgung  in   der 
Sowjetzone. 

In den Zeitungen und den offiziellen 
Verlautbarungen der Zone wird immer 
wieder auf die Lieferungen aus der 
Sowjetunion hingewiesen, die, wie es 
heißt, völlig ausreichten, um die Versor- 
gung der Bevölkerung zu gewährleisten. 
In einer Veröffentlichung des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung wird 
darauf hingewiesen, daß diese Importe 
bei weitem nicht ausreichen, um die Ver- 
sorgungslage in der sowjetisch besetzten 
Zone auch nur einigermaßen zu normali- 
sieren. An reinen Wollgeweben kommen 
auf den Kopf der Bevölkerung der Sowjet- 
zone etwa 0 6 m; in der Bundesrepublik 
waren es 1952 rund 2,6m, also über das 
Vierfache. Die zusätzliche Einfuhr von 
Fettkäse in Höhe von 1 5001 — das sind 

ganze 85 Gramm pro Kopf der Bevölke- 
rung — ist so gering, daß sie auf die 
Versorgung keinerlei Einfluß ausüben 
kann. Der . Fleischimport in Höhe von 
25 000 t entspräche nach den westdeutschen 
Konsummaßstäben etwa dem Bedarf von 
zwei Wochen. Weitaus schlechter nod' 
liegt die Versorgungslage bei Fetten. Ein 
nicht unbeträchtlicher Teil der eingeführten 
Verbraudisgüter geht der Zivilbevölkerung 
durch Reexporte, durch den Bedarf der 
Volkspolizei, der Besatzungsmacht, dufli 
Einlagerung in die Staatsreserven uf 
durch die bevorzugte Ausgabe an beso*' 
ders Begünstigte verloren. Die Einfuhren 
an Lebensmitteln aus der Sowjetunion 
sind also bei weitem nicht ausreichend 
eine Normalisierung des Lebensstandard? 
zu   bewirken. 

Priester  sollen kommunistisch  predigen 

Die Behandlung aktueller TagesfragÖ1 

auf der Kanzel fordert die kommunistische 
Regierung Polens von den katholischen 
Geistlichen des Landes. Die „weltfremd'' 
Haltung" des katholischen Klerus, die sid1 

in den Predigten zeige, wurde in War 
schau scharf kritisiert. Als neue fort' 
schrittlidie Predigtthemen wurden de' 
Sechsjahresplan, Produktionsquoten, d;v? 
Kollektiv und die neue kommunistisch 
Literatur vorgeschlagen. 

Bisher war „Kanzelmißbrauch" eine de1 

meistgebrauchten Beschuldigungen ge- 
gen die Geistlidikeit. Die Geheimpolize' 
wurde angewiesen, die Gottesdienste z" 
besuchen und die Priester festzustellen 
die sich der neuen Anordnung wieder 
setzen und weiterhin vorwiegend übe* 
übernatürliche Themen predigen. 
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A I a Auswärtige Beziehungen 

Kanzler regt Wiederaufnahme 
des deutsch-französischen Gesprächs an 

Bundeskanzler Dr. Adenauer hat am 16. September an 
den französischen Außenminister Bidault ein Schreiben 
gerichtet, in dem er die Wiederaufnahme des deutsch- 
französischen Gesprächs anregt. Der Brief wurde Bidault 
in Paris durch Ministerialdirektor Blankenhorn, den Leiter 
der politischen Abteilung im Auswärtigen Amt, überreicht. 
Wie verlautet, regt Dr. Adenauer darin an, das deutsch- 
französische Gespräch im Oktober, nach der Neubildung 
der Bundesregierung, wiederaufzunehmen. In dem Ge- 
spräch sollen alle Aspekte der deutsch-französischen Be- 
ziehungen behandelt werden. 

19. September 1953 

Aid Europäische Verteidigung 

England fördert EVG 

^ Großbritannien will sich bereiterklären, seine Beziehun- 
gen zur geplanten Europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft auf eine neue Grundlage zu stellen, um die deutsche 
Wiederbewaffnung zu beschleunigen, teilten amtliche bri- 
tische Kreise am 14. September mit. Großbritannien hat 
die sechs Mitgliedstaaten der Verteidigungsgemeinschaft 
davon inoffiziell in Kenntnis gesetzt, daß es dem Minister- 
rat der Gemeinschaft beitreten und eine ständige Mission 
beim Hauptquartier der Europa-Armee einrichten will. 
Der Ministerrat hat die Aufgabe, die strategischen Pläne 
der EVG zu entwerfen und alle die europäische Sicherheit 
betreffenden Fragen zu behandeln. Die ständige britische 
Mission beim EVG-Hauptquartier soll die Verteidigung 
Großbritanniens mit der der sechs EVG-Staaten koordi- 
nieren. Großbritannien hatte bereits früher zugesagt, mit 
der Europa-Armee operativ und technisch zusammenzu- 
arbeiten und auch die Ausbildung der Streitkräfte zu 
koordinieren. Es hatte sich jedoch bisher wegen seiner 
Commonwealth-Verpflichtungen stets geweigert, der Ver- 
teidigungsgemeinschaft beizutreten. Der angekündigte 
britische Schritt käme jedoch einem Beitritt zur EVG sehr 
nahe. 19. September 1953 

Aid Europäische Verteidigung 

EVG beseitigt Furcht vor Wiederbewaffnung 

Bundeskanzler Dr. Adenauer hat am 15. September in 
einem Interview der Pariser Abendzeitung „France-Soir" 
erklärt, die geplante EVG sei die beste Garantie dafür, 
daß Deutschland nur zu Verteidigungszwecken bewaffnet 
werde. Der Kanzler sagte, es sei ihm bekannt, daß ein Teil 
der öffentlichen Meinung Frankreichs befürchte, ein be- 
waffnetes Westdeutschland wieder zu vereinen. „Ich kann 
Ihnen versichern, daß wir nichts dergleichen tun werden, 
und diejenigen, die dies nach den bitteren Erfahrungen 
mit Deutschland in der Vergangenheit bezweifeln, möchte 
ich darauf hinweisen, daß die EVG die beste Garantie 
dafür ist, daß Deutschland wie die anderen Länder der 
Gemeinschaft nur auf die Verteidigung ausgerichtet wird." 

19. September 1953 

A III 1 c DP 

Deutsche Partei denkt nicht an Fusion 

Von maßgebender Seite der Deutschen Partei wurden 
am 14. September in Bonn Kombinationen als völlig un- 
sinnig bezeichnet, nach denen in der DP Tendenzen be- 
stehen sollen, mit der CDU in gleicher Weise im Bundes- 
tag zu fusionieren, wie es die CSU tut. Darüber hinaus 
seien Vermutungen völlig abwegig, daß die DP auf das 
Verkehrsministerium in der neuen Bundesregierung ver- 
zichten müsse. Die DP werde unter allen Umständen 
darauf bestehen, daß das Verkehrsministerium wieder von 
ihrem zweiten Vorsitzenden Dr. Hans-Christoph Seebohm 
geleitet wird. 19. September 1953 

A V e Niedersachsen 

Niederdeutsche Union fordert Auflösung des Landtages 
Der Vorstand der niedersächsischen Landtagsfraktion 

der DP/CDU (Niederdeutsche Union) beschloß am 15. Sep- 
tember, der Fraktion zu empfehlen, im Einvernehmen mit 
der FDP einen Antrag auf Auflösung des niedersächsi- 
schen Landtages zu stellen. Der Antrag, der in der näch- 
sten Sitzung des Landtags gestellt werden soll, wird da- 
mit begründet, daß das niedersächsische Landesparlament 
nicht mehr dem Willen der Mehrheit der Bevölkerung 
entspreche. In der Mitteilung der Fraktion der Nieder- 
deutschen Union über diesen Beschluß wird außerdem 
darauf hingewiesen, daß ein solcher Antrag hinfällig sein 
würde, wenn sich der BHE zum Ausscheiden aus dem 
Kabinett Kopf und zum Eintritt in eine neue nichtsoziali- 
stische Regierung entschließen würde.   19. September 1953 

A III 1 g Bayernpartei 

BP fordert Lösung von den Sozialdemokraten 
Die Bayernpartei sei grundsätzlich bereit, mit der CSU 

im bayerischen Landtag eine Fraktionsgemeinschaft ein- 
zugehen. Voraussetzung sei allerdings, daß die CSU ihre 
Koalition mit der SPD aufgebe und der Ministerpräsident 
Dr. Hans Ehard aus dem Wahlergebnis die Konsequenzen 
ziehe, denn seine Politik der großen Koalition mit der SPD 
habe Schiffbruch erlitten. Dies wurde auf einer außer- 
ordentlichen Fraktionssitzung der Bayernpartei am 14. Sep- 
tember in München erklärt. Die Bayernpartei-Fraktion, 
so wurde weiter betont, werde solange ihre Selbständig- 
keit als Oppositionspartei im Bayerischen Landtag be- 
haupten, bis die Regierungskoalition zwischen CSU und 
SPD gelöst sei. Sollte es zu einer vorzeitigen Auflösung 
des Landtags kommen, werde die Bayernpartei gern be- 
reit sein, gemeinsame Kandidaten mit der CSU für den 
nächsten Landtag aufzustellen, um der SPD die letzten 
Positionen im Lande zu entreißen (vergleiche Erklärung 
von Prälat Meixner im Informationsteil). 19. September 1953 

A III 1 d SPD 

Paul Lobe kritisiert SPD 
Der frühere Reichstagspräsident und sozialdemokrati- 

sche Politiker Paul Lobe schreibt in der SPD-Wochen- 
zeitung „Berliner Stimme" zum Ausgang der Bundestags- 
wahl: „Der 6. September war nicht nur ein Tag des Tri- 
umpfes für den Bundeskanzler Dr. Adenauer, er ist auch 
eine Enttäuschung für die sozialdemokratische Partei. Die 
Erklärung, wir haben keinen Anlaß, unsere Politik zu 
ändern, und machen weiter wie bisher, scheint etwas vor- 
eilig zu sein." Eine Selbstprüfung scheine notwendig zu 
sein, wenn die Niederlage wettgemacht werden solle. Lobe 
erinnerte daran, daß die deutsche Sozialdemokratie „in 
ihrer Geschichte mehr als einmal solche Schlappen über- 
wunden hat." ig. September 1953 

A IV 6 i Gewerkschaften 

Reformvorschläge der christlichen Arbeitnehmerschaft 
Die vom Hauptvorstand der Sozialausschüsse der Christ- 

lich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft für die Ausein- 
andersetzung mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
autorisierten Persönlichkeiten führten am 16. September 
in Köln mit den Vorständen der katholischen und evan- 
gelischen Arbeitervereine und anderen christlich-sozialen 
Vereinigungen abschließende Verhandlungen über die 
Formulierung der Voraussetzungen für die Sicherung 
weltanschaulicher Toleranz und parteipolitischer Neutrali- 
tät der Gewerkschaften. 

Die Niederschrift der Reformvorschläge wurde am 
17. September dem 1. Vorsitzenden des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes, Walter Freitag, überreicht. Das Schreiben 
trägt die Unterschriften von Jakob Kaiser, Karl Arnold, 
Johannes Albers, Josef Gockeln, Dr. Hermann - Josef 
Schmitt, Johannes Even, Heinrich Voss und Hubert Jipp. 

Anderslautende Nachrichten entsprechen nicht den Tat- 
sachen. 19. September 1953 



A III 2 Außerparlamentarische Parteien 

Heinemann löst sich wieder von Wirth 
Bundesinnenminister a. D. Dr. Heinemann hat am 

14. September erklärt, das Präsidium der Gesamtdeutschen 
Volkspartei (GVP) habe sich nach ernster Prüfung des 
Wahlergebnisses vom 6. September zur Fortsetzung der 
Parteiarbeit entschlossen. Das Abkommen mit dem „Bund 
der Deutschen" sei seit dem Wahltag erledigt. Die Bundes- 
geschäftsstelle in Bonn werde aufgelöst, doch werde das 
Parteiorgan „Gesamtdeutsche Rundschau" weiter erschei- 
nen. Der Bundesvorstand werde Mitte Oktober die neuen 
Ptichtlinien für die politische Arbeit beschließen. Dr. Heine- 
mann vertrat die Ansicht, daß die in der Partei vereinten 
Kräfte zusammenbleiben müßten, bis ein neuer Einsatz 
geboten erscheine. 

Der Zweite Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei, 
Bundestagsabgeordneter Mellies, erklärte zu der Meldung, 
die Gesamtdeutsche Volkspartei suche Kontakt mit der 
Sozialdemokratischen Partei, er habe Dr. Heinemann seit 
Jahren nicht gesehen und auch nicht gesprochen. Auch 
mit irgendeinem anderen Mitglied der Gesamtdeutschen 
Volkspartei habe er seit über einem Jahr nicht gesprochen. 

19. September 1953 

A V f Nordrhein-Westfalen 

Verwaltungsreform in NRW wird fortgesetzt 
Das Kabinett des Landes Nordrhein-Westfalen hat am 

15. September beschlossen, das Sozialministerium, das Ar- 
»beitsministerium und das Ministerium für Wiederaufbau 

mit Wirkung vom 1. Oktober zu einem „Ministerium für 
Arbeit, Soziales und Wiederaufbau" zu verschmelzen. Wie 
Ministerpräsident Karl Arnold am 16. September vor der 
Fresse mitteilte, hat er Arbeitsminister Johann Ernst 
(CDU) und Sozialminister Dr. Josef Weber (Zentrum) zum 
1. Oktober von ihren Ämtern entbunden und den bisheri- 
gen Wiederaufbauminister, Dr. Otto Schmidt (CDU), zum 
Minister für Arbeit, Soziales und Wiederaufbau ernannt. 

Die Zahl der Ministerien ist damit in Nordrhein-West- 
falen von zehn auf acht herabgesetzt worden. Es ist der 
erste große Schritt zur Verwaltungsreform, die von Mini- 
sterpräsident Arnold im vergangenen Jahr angekündigt 
worden war. Mit der nach dem 1. Oktober vorgesehenen 
Bildung der Landschaftsverbände Rheinland und West- 
falen soll ein Teil der Aufgaben der Ministerien für 
Soziales, Wirtschaft, Kultur und Landwirtschaft auf diese 
kommunalen Körperschaften übergehen. 

In den Ministerien soll nicht mehr verwaltet, sondern 
nur noch regiert werden. Die Geschäfte der Landschafts- 
verbände werden vorläufig von dem bisherigen Sozial- 
minister, Dr. Weber, wahrgenommen. Die beiden Provin- 
zialverbände erhalten Versammlungen, die nach der Stärke 
der Parteien bei den letzten Kommunalwahlen zusammen- 
gesetzt sein werden. Die Versammlung bestimmt den Sitz 
des Verbandes und den Chef der Verwaltung (Landschafts- 
verbandsdirektor). 19. September 1953 

A IV 7 a Allgemeines 

Bilanz der Deutschenaustreibung 
Ein Sechstel der deutschen Gesamtbevölkerung ostwärts 

von Oder und Neisse, 1,6 von 10,1 Millionen, ist bei der 
großen Deutschenaustreibung umgekommen. Dies geht aus 
den beiden ersten Bänden einer wissenschaftlichen Doku- 
mentation dieses furchtbaren Geschehens hervor, welche 
Bundesvertriebenenminister Dr. Lukaschek am 16. Sep- 
tember der Presse vorlegte. In diesen Bänden wird auf 
1500 Seiten das Schicksal der deutschen Bevölkerung aus 
den genannten Gebieten geschildert. Weitere Bände der 
Dokumentation befinden sich noch in Arbeit. Sie sollen 
die Geschichte der Austreibungen aus dem südosteuropäi- 
schen und dem sudetendeutschen Raum beschreiben. Ein 
abschließender Ergebnisband wird alles zusammenfassen, 
was vom historischen und politischen Gesichtspunkt aus 
zu diesem Thema zu sagen ist. Mit der Arbeit ist eine 
wissenschaftliche Kommission betraut, die unter Leitung 
von Prof. Schieder (Köln) steht und zu der unter anderen 
Prof. Rothfels (Tübingen), Prof. Laun (Hamburg) und der 
Direktor des Bundesarchivs, Diestelkampf, gehören. 

Dr. Lukaschek betonte, die Ziele dieser Arbeit seien rein 
wissenschaftlicher Art. Man habe bewußt auf jegliche 
Tendenz oder Propagandawirkung verzichtet. Nach sorg- 
fältiger Prüfung unter den Gesichtspunkten der histori- 
schen Wissenschaft seien bisher aus etwa 4 000 Dokumen- 
ten 382 ausgewählt und abgedruckt worden. 

19. September 1953 

A II b Bundestagswahlen 

SPD hat ein Bundestagsmandat mehr 

Die SPD hat in Nordrhein-Westfalen auf Kosten des 
Zentrums einen Sitz im Bundestag mehr bekommen. Wie 
der Landeswahlleiter von Nordrhein - Westfalen am 
16. September mitteilte, entsendet die SPD in Nordrhein- 
Westfalen 47 Abgeordnete (statt bisher 46) in den Bundes- 
tag, während dem Zentrum nach den endgültigen Fest- 
stellungen zwei Sitze statt bisher drei zustehen. Der bei 
der SPD auf der Landesliste hinzukommende Bundes- 
tagsabgeodnete ist der Parteisekretär Johann Heide. Bei 
der Zentrumspartei gilt Josef Rösing als nicht gewählt. 
Wie der Landeswahlleiter weiter mitteilte, haben die end- 
gültigen Feststellungen ergeben, daß in den Schnell- 
Meldungen 10 265 Zweitstimmen zu wenig gezählt waren. 
Nach den endgültigen Feststellungen erhalten die CDU 
3 755 und die SPD 4 478 Stimmen mehr, während für das 
Zentrum 264 Zweitstimmen weniger abgegeben sind als 
ursprünglich angegeben worden war. An der absoluten 
Mehrheit der CDU im Bundestag mit 244 von insgesamt 
487 Mandaten ändert sich durch diese Verschiebung nichts. 
Die Sozialdemokraten haben nunmehr 151 Abgeordnete 
im Bundestag. 19. September 1953 

A IV 1 a Allgemeines 

Sozialpolitische Vorschläge der KAB 

Das Familienwerk der Katholischen Arbeiterbewegung 
hat der Bundesregierung eine Liste von Forderungen für 
eine soziale Familienpolitik unterbreitet. Wie der Aktions- 
ausschuß des KAB-Familienwerks in Dortmund am 
15. September bekanntgab, wurde diese Liste an Bundes- 
kanzler Dr. Adenauer, an die Bundesminister Erhard und 
an den nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten Ar- 
nold geleitet. In der Entschließung setzt sich das Familien- 
werk für die Verwirklichung der seit langem geplanten 
Familienausgleichskassen ein. Bei der Großen Steuer- 
reform müsse die steuerliche Benachteiligung der Haus- 
frau und Mutter gegenüber den berufstätigen Frauen fort- 
fallen. Auch sollten die Verbrauchssteuern abgebaut wer- 
den, weil besonders die kinderreichen Familien dadurch 
schwer belastet würden. Ferner empfiehlt das Familien- 
werk, daß Kindergeld und Kinderzulagen nicht mehr als 
steuerpflichtiges Einkommen angesehen werden. Sie soll- 
ten bei der Berechnung der Lohn- und Einkommensteuer 
sowie der Sozialversicherungsbeiträge unberücksichtigt 
bleiben. Schließlich schlägt das Familienwerk eine fünf- 
prozentige Fahrpeisermäßigung für Familienfahrten bei 
der Bundesbahn vor. 19. September 1953 

A V g Baden-Württemberg 

Stuttgarter Verhandlungen vorläufig abgebrochen 

Die als erste Fühlungnahme bezeichneten Verhandlun- 
gen der Regierungsparteien in Baden-Württemberg (SPD, 
FDP, BHE) mit der CDU-Opposition zur Regierungsneu- 
bildung sind am Nachmittag des 16. September nach drei- 
stündiger Verhandlungsdauer abgebrochen worden, nach- 
dem die Regierungsparteien die Forderung der CDU auf 
sofortigen Rücktritt des gesamten Kabinetts Dr. Maier 
abgelehnt hatten. Die CDU hat eine Sitzung ihrer Land- 
tagsfraktion anberaumt, in der sie beschließen wird, ob 
sie unter den von den Koalitionsparteien zugestandenen 
Bedingungen weiter verhandeln wird. Im Anschluß an 
diese Fraktionssitzung sollen die Verhandlungspartner 
wieder zusammenkommen. 19. September 1953 

Cb CSU 

Vorstandswahl in der CSU-Landesgruppe 

Auf ihrer konstituierenden Sitzung bestätigte die CSU- 
Landesgruppe im Bundestag am 15. September den bishe- 
rigen Vorsitzenden Franz Josef Strauss in seinem Amt als 
Vorsitzenden. Ferner billigte die 52 Abgeordnete umfas- 
sende CSU-Landesgruppe die Erklärung ihres Vorsitzen- 
den Franz-Josef Strauss vor der CDU-Bundestagsfraktion, 
mit der CDU auch im neuen Bundestag eine Fraktions- 
gemeinschaft einzugehen. Die CSU-Landesgruppe wählte 
außerdem zum zweiten Vorsitzenden Dr. Richard Jäger 
und zum parlamentarischen Sekretär den Abgeordneten 
Richard Stücklcn. 19. September 1953 



Schwarzer, Reg-Rat z.Wv.: 

Die Arbeit der Lastenausgleichsbank 
Das Institut  berichtet über das Geschäftsjahr 1952 

Geschäftsbericht und Bilanz der Lasten- 
ausgleichsbank für das Geschäftsjahr 1952 
lassen einige wesentliche Gesichtspunkte 
hervortreten, deren Erkenntnis erst das 
rechte Verständnis für die Tätigkeit die- 
ses Instituts vermittelt. Voran steht dabei 
der organisatorische Umformungsprozeß 
im Berichtsjahr. Die Bank war zunächst 
als „Vertriebenenbank" ins Ge- 
schäftsleben getreten. Im Hinblick auf 
den bevorstehenden Lastenausgleich wur- 
de dann am 29. 4. 1952 Namen und Sat- 
zung der Bank geändert und sie zur „Bank 
für Vertriebene und Geschädigte". Zu- 
gleidi wurde sie durch Arbeitsaufträge des 
damaligen Hauptamtes für Soforthilfe in 
die Abwicklung des Lastenausgleidis ein- 
bezogen. Das spätere Lasenausgleichsge- 
setz schuf dann die endgültige rechtliche 
Grundlage. Jedenfalls erklärt die Einbe- 
ziehung der Bank in die Abwicklung des 
Lastenausgleidis die Erhöhung der Bilanz- 
summe von zuvor 450 Mill. DM auf rund 
760 Mill. DM  im Beriditszeitraum. 

Das   zweite hervorstediendste   Merkmal 
bildet   die  Eigenschaft  der Bank  als  Re- 
finanzierung s i n s t i t u t.     Sie    be- 
dient sidi  bei der Abwicklung von Kredit- 
geschäften     also    vorgeschalteter   Institute 
(Hausbanken),    Die  Refinanzierungs- 
tätigkeit  äußerte   sidi   dabei   vornehmlidi 
im  Durchhalten der für die Vertriebenen- 
Wirtschaft       vorgesehenen       ERP-Kredite. 
Hierfür standen im fahre 1952 ca. 32 Mill. 
DM hauptsädilidi   für   die mittlere Indu- 
strie    zur    Verfügung.     Außerdem     waren 
2 Mill.    DM    für   die   Vertriebenen-Wirt- 
schaft in Berlin, und zwar für den kleine- 
ren    Kreditbedarf     bestimmt.     Weiterhin 
wurden    aus    dem   Mittelstandsprogramm 
der Bundesregierung 7  Mill.  DM  für die 
Vertriebenen-Wirtschaft    abgezweigt,    und 
zwar hiervon 3  Mill.  DM  für das Hand- 
werk,   2,5   Mill.   DM   für   die   Exportwirt- 
schaft,   500 000   DM   für das   Fremdenver- 
kehrsgewerbe   und   1   Mill.   DM   für   den 
mittelständisdien   Handel.  Weitere 4  Mill. 
DM  dienten der Flüchtlingssiedlung   Fer- 
ner wurde mit Hilfe von 3 Mill. DM die 

^„Treuhand    der   Vertriebenen    mbH."    ins 
Leben   gerufen.     Damit   schließt   sidi   der 
Kreis   der  vor   allem   zu   Investitionszwek- 
ken bestimmten Kredite aus ERP-Mitteln. 

Die ERP-Kredite waren in Folge des 
Zinssatzes (zumeist 3%) und der Lauf- 
zeit (bis zu 17 Jahren) sehr gefragt. Der 
Bedarf an derartigen Mitteln ist auch be- 
achtlich. Sie ersetzen dem Vertriebenen- 
Unternehmer das Eigenkapital. Der deut- 
schen Wirtschaft sind bisher über 3 Mil- 
liarden DM aus ERP-Mitteln zugeflossen. 
Hiervon hat die Vertriebenen-Wirtschaft 
wenig mehr als 100 Mill. DM erhalten. 
Die sich auf ERP-Kredite, also auf die 
Uennanzierungstätigkeit beziehenden Bi- 
anzposten machen deshalb audi nur den 

kleineren Teil der Bilanzsumme aus. 

In diesen Zusammenhang gehört audi 
ein Hinweis aus die Betriebsmit- 
te 1 a k 11 o n der Bank, wenngleidi auch 
diese Mittel aus dem Lastenausgleich 
stammen. Es handelt sidi um 25 Mill DM 

?fB/
eHe/< Laufzeit bis zu 5 Jahren zu 

7,5 °/o. Mit Hilfe eines zusätzlichen Bürg- 
schaftsvolumens war es jedenfalls der Bank 
möglich, bedeutende Betriebsmittel mit 
und ohne Refinanzierung zum Fließen zu 

bringen. Es sei mit der Bemerkung ge- 
schlossen, daß diese Kreditmaßnahme den 
Bedarf noch keineswegs decken konnte. 
Es fehlen vor allem griffsbereite, kurz- 
fristige Mittel z. B. für die Auftragsfinan- 
zierung. 

Es war zuvor erwähnt, daß die Bank 
nicht mit dem letzten Kreditnehmer ver- 
kehrt, sondern sich vorgeschalteter Insti- 
tute bedient. Die landläufige Bezeichnung 
als „Vertriebenenbank" erweckt so Vor- 
stellungen, die die Praxis dann nidit 
rechtfertigt Es sprechen jedoch gewiditige 
Gründe gegen ein Filialsystem, wie es 
immer wieder gefordert wurde. Obenan 
steht dabei, daß die Bank keine der üb- 
lichen Bankkredite vergibt, daß sie viel- 
mehr in Anbetradit des Eigenkapitalman- 
gels der Kreditnehmer mit einem höheren 
Risiko redinen muß, das der Verteilung 
bedarf. Dieser Notwendigkeit ist durdi 
das Hausbankensystem Rechnung getragen. 
Es besteht allerdings die Besorgnis, daß 
die Bank als Anstalt des öffentlichen 
Rechts künftig den Kontakt zu den Ver- 
triebenen weiterhin verliert. Es wäre da- 
her gut, wenn sie sich um die Pflege von 
public relations  bemühen würde. 

In der Tätigkeit der Bank als „Treu- 
n and Institut" für den Soforthilfe- 
'ind jetzt den Lastenausgleichsfonds kommt 
ein weiterer Gharakterzug der Bank zum 
Ausdruck. In dieser Hinsicht tritt sie kaum 
in Erscheinung. Dieser Umstand gibt zu 
großem Bedauern Anlaß. Aus diesem 
Grunde nämlich hat man es mit einem 
manchmal fast endlosen Kreditbewilli- 
gungsverfahren zu tun. an dessen Ende 
dann oft nodi die Ablehnung steht. 

Im einzelnen hat man es zunädist mit 
den Aufbaumitteln für die gewerb- 
lidie Wirtschaft und die freien Berufe zu 
tun. Sie wurden unter dem Geltungsbe- 
reich des Soforthilfegesetzes im Einzel- 
falle b's zu 12 000,— DM seit Inkraft- 
treten d<*s LAG bis zu 35 000.— DM ver- 
geben. Sie bilden die Kreditquelle vor 
allem des Handels, Handwerks und der 
kleineren Industrie. Da diese Kredite aber 
bei   Vorliegen   eines   Hauptentschädigungs- 

anspruches später Eigenkapital werden sol- 
len, sind sie für alle betrieblichen Größen- 
ordnungen von Bedeutung. Diese Finan- 
zierungsart kommt überdies dem Gedan- 
ken einer Vermögensrestitution am nächsten 
und bedarf ihrer die Eigentumsbildung 
fördernden Tendenz der Ausweitung. 
Der tatsächlich gewährte Durchschnitts- 
betrag liegt im Einzelfalle bei 3 700 — 
DM. Er trägt damit die Merkmale einer 
auf Streuung bedaditen Kreditpolitik, von 
der man jetzt jedoch abzugehen beginnt. 
Die Bank hofft jedenfalls, den Durch- 
schnittssatz künftig verdoppeln und 50 000 
neue Anträge befriedigen zu können. Der 
Zinssatz beträgt 3% bei einer Laufzeit 
von  10 Jahren. 

Dagegen hat die Kreditaktion 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen 
aus Lastenausgleichsmitteln in Vertriebe- 
nenkreisen keine beifällige Aufnahme ge- 
funden. Der Zweckentfremdung dieser 
Mittel ist auch allzu deutlich. Es wird da- 
her notwendig sein, diese Aktion zu Gun- 
sten der Autbaumittel zu schmälern. 

Besonders problematischer Art sind di" 
Aufbaumittel in Höhe von DM 240 Mio 
für die Landwirtschaft. Sie haben 
nicht den Erfolg gezeitigt, den man er- 
wartet hatte. Das liegt aber in den be- 
sonderen Verhältnissen der Landwirt- 
schaft begründet. 

Refinanzierungs- und Treuhandtätigkeit 
insgesamt erklären alsdann die Tatsache. 
daß der eigentliche Umsatz gemessen an 
der Bilanzsumme von DM 760 Mio. ver- 
hältnismäßig niedrig ist. Der eigentliche 
Umsatz macht nur DM 2 835 Mio. aus. 
Hierzu bemerkt der Geschäftsbericht, daß 
die Geschäftstätigkeit der einzelnen Kre- 
ditnehmer ihren Niederschlag in den Um- 
satzziffern der Hausbanken findet. 

Ein Blick in die Gewinn- und Verlust- 
rechnung macht nochmals die zuvor er- 
wähntp Risikobelastung der Bank deutlich 
Es fallen nämlich die verstärkten Posten 
für .-Rückstellungen" und „Wertberichti- 
gung" auf. Ein Gewinn ist deshalb nidit 
ausgewiesen. Dabei sei noch bemerkt, daß 
die Verpfliditung der Bank aus Bürg- 
schaftsleistungen sich im Berichtsjahr auf 
nur 300 000,— DM beläuft. Das Ergebnis 
spricht trotzdem für die Güte der Ver- 
triebenen-Unternehmen. Ihre besondere 
Sorge galt der iederzeitigen Liquidität. Es 
obliegt ihr audi die Sorge für die Vor- 
finanzierung des Lastenausgleidis. 

Bedingungen der Lastenausgleichsanleihe 
Nachdem das Bundeskabinett einer bal- 

digen Auflage der ersten Lastenausgleidis- 
anleihe zugestimmt hatte, sind die ersten 
Verhandlungen über die Bedingungen der 
Anleihe zwischen dem Bundesfinanzmi- 
nisterium, der Bank Deutscher Länder, 
der Lastenausgleichsbank und dem Bun- 
desausgleichsamt unverzüglich aufgenom- 
men worden. Vor dem Bekanntwerden des 
Kabinertsbeschlusses über die Anleihe 
hatte sidi die Bank Deutsdier Länder ge- 
gen eine baldige Auflegung der Anleihe 
ausgesprochen, weil sie den Kapitalmarkt 
belasten würde. Für die einheimischen 
Bank- und Wirtschaftskreise bedeutet, 
rundheraus gesagt, die Anleihe also eine 
Konkurrenz für die im Dezember geplante 
Bundesanleihe. Bei den Verhandlungen 
über die Lastenausgleidisanleihe sollten 
jedoch so viel Vernunft und Einsidit wal- 
ten, daß man die Notwendigkeit dieser 
widitigen   Finanzierungsmaßnahme   für die 

Eingliederung der Vertriebenen einsieht, 
denn sie dient damit ebenso dem volfcs- 
wirtsdiaftlichen Interesse der Bundesrepu- 
blik als Impulsgeber wie jede andere An- 
leihe. Die Lastenausgleidisbank strebt bei 
den Verhandlungen über die Anleihe- 
bedingungen einen Zinssatz von 5 %>, 
Steuerbefreiung, einen Emissionskurs von 
9872 v. H. und eine Laufzeit von vier 
Jahren an. Vom Standpunkt des Bundes- 
ausgleichsamtes ist eine langfristige An- 
leihe vielleicht sogar über fünf Jahre ge- 
wünsdit, ebenso auch ein niedrigerer 
Zinssatz. Entscheidend für die Anleihe 
wird jedoch der Interessenausgleich zwi- 
sdien der Lastenausgleidisbank und der 
Bank Deutscher Länder sein. Der Kapital- 
markt ist gegenwärtig aufnahmefähig 
genug, um einen guten Zeidinungserfolg 
für die Lastenausgleichsanleihe voraussagen 
zu können. 



Niemals war die Gefahr größer! 
Der frühere russische Ministerpräsi- 

dent Kerenski äußerte sich kürzlich 
zur Lage in längeren Auführungen, 
aus denen wir nachstehende Gedanken 
wiedergeben, ohne uns in allem mit 
ihm zu identifizieren: 

,.Studiert man die Sowjetpresse genau, 
dann sieht man, daß die Politik der Zer- 
splitterung und Zerreißung des Westens 
Doch zu keiner Zeit konsequenter betrie- 
be n worden ist als jetzt. Alle ,Schulung' 
läuft darauf hinaus, den Blick für die Auf- 
lindung von Gegensätzen in der »kapita- 
listischen Welt', wie sie die Kommunisten 
nennen, zu schärfen. Es soll verhindert 
werden, daß dem kommunistischen Macht- 
block ein ebenfalls einheitlicher kapitalisti- 
scher Block gegenübertritt. Weil dadurch 
der weiteren Ausbreitung der kommunisti- 
schen Macht ein Riegel vorgeschoben sein 
würde, der Kommunismus aber als eine 
von Geburt und Natur aus internationale 
und internationalistische Erscheinung auf 
die Wcltrevolution und die Weltherrschaft 
nicht verzichten kann, ist der Kreml zur 
Verhinderung eines kapitalistischen Macht- 
blocks' auch zu vorübergehenden Opfern 
bereit, unter Umständen für Jahre, aber 
nicht für eine unabsehbare Zeit, geschwei- 

gar für immer. Die politischen Stra- 
tegen und Taktiker des Kremls wissen, 
dal? mitunter der Umweg der kürzeste 
und sicherste  ist. 

In der kommunistischen Führung herrscht 
ein ständiger Streit darüber, ob man Eu- 
ropa direkt angreifen oder den Weg über 
Asien gehen soll. Die asiatisch-fernöst- 
liche Variante, die Lenin seinen weltrevo- 
lutionären Plänen einmal gab, hat daran 
nichts geändert. Bald richtet sich der Vor- 
stoß nach Asien, bald nach Europa, und 
es herrscht das Bestreben, sich im Rücken 
jeweils Ruhe zu sichern. Verwickelt man 
sich in Asien, stellt man die europäischen 
Dinge   zurück   und   umgekehrt. 

Die Grundidee des Koreakrieges war 
für die Kommunisten, den konstruktiven 
Marshall-Plan in einen destruktiven Rü- 
stungsplan umzuwandeln. Das ist erreicht. 
Die Rüstungsindustrie läuft auf hohen 
Touren, vermindert das Tempo bei der 
Yerdlgemeinerung und weiteren Erhö- 
hung des sozialen Lebensstande im Westen 
gibt eine willkommene Gelegenheit zur 
Rechtfertigung der kommunistischen Auf- 
rüstung und schafft neue Gegensätze 
innerhalb der privatwirtschaftlich orien- 
tierten westlichen Welt." 

Es ist wahrsch ein lieh, argumentiert 
Kerenski, daß der Kreml noch eine ganze 
Reihe weiterer Konzessionen machen wird. 
Der Zeitpunkt dafür erscheint ihm an- 
gesichts der neuen englischen Haltung, 
ferner im Hinblick auf die Lage in Frank- 
reich, insbesondere wegen der französi- 
schen Sorge vor einer deutschen Militär- 
hegemonie. „Was Deutschland anlangt, so 
werde ich nicht überrascht sein, wenn der 
Kreml die Forderungen des Bundestags 
erfüllt. Ich bin davon sogar überzeugt. 
Man wird freie Wahlen zulassen und da- 
bei alles tun, um einer gesamtdeutschen 
Regierung in den Sattel zu verhelfen, die 
den deutsch-amerikanischen Kontakt lok- 
keit. Man wird auch damit einverstanden 
sein, daß Amerika eine militärische Garan- 
tie für die Unantastbarkeit Deutschlands 
übernimmt, ja man wird, wahrscheinlich 
unter der Voraussetzung, daß die Ameri- 
kaner nidit gleichzeitig Streitkräfte in Eu- 
ropa stationieren, sogar die schon einmal 
verheißene deutsche Nationalarmee vor- 
schlagen.  Man  wird sich  dabei nicht  nur 

des geschichtlichen Vorgangs von Tau- 
roggen, sondern auch der Verbindung er- 
innern, die nach dem Ersten Weltkrieg 
zwischen der deutschen Wehrmacht — es 
war die .Reichswehr' — und der ,Roten 
Armee' bestanden hat. Für die Herstellung 
einer solchen Verbindung wird man von 
Moskau aus im gegebenen Falle alles tun, 
und wenn sie trotzdem nicht zustande- 
kommt, wird man behaupten, daß sie be- 
stehe. Denn nichts wäre geeigneter, den 
deutsch-amerikanischen Kontakt aufs äus- 
serste zu gefährden. Gegenseitiges Miß- 
trauen zu säen, ist die von der kommuni- 
stischen Zentrale in Moskau mit teuflischer 
Technik beherrschte Kunst." 

.,Worauf es dem Kreml bei alledem ent- 
scheidend ankommt, das ist seine .Ami 
go-home-Politik', nicht nur militärisch, 
sondern auch Wirtschaft lieh und politisch 
gemeint. Man will die Voraussetzung da- 
für zerschlagen, daß Dollars nach Deutsch- 
land fließen. Die deutsche Industrie soll 
in einem Deutschland, das auf Grund der 
zugelassenen freien Wahlen mit einer ge- 
wissermaßen souveränen Regierung zu- 
stande gebracht werden kann, zum Nie- 
derbruefa verurteilt werden. Dann tritt 
nach kommunistischer Rechnung Not in 
die Erscheinung, und es ebnet sich der 
Boden für die kommunistische Infiltration. 
[nzwischen sollen die jetzt bis zum Ab- 
schluß gediehenen Einigungsbestrebungen 
des Westens zu einer nur noch schönen 
Erinnerung für die westlichen Menschen 
geworden sein. Deutschland soll isoliert 
und die kommunistische Macht nach ent- 
sprechenden Wirtschaftskrisen bis an 
Rhein und Ruhr ausgedehnt werden. Man 
wird bereit sein, vorübergehend die po- 
litische Freiheit zu geben, um die soziale 
Sicherheit per Ausfall der amerikanischen 
Dollarhilfe zu nehmen. Denn man weiß, 
daß die Massen des 20. Jahrhunderts vor 
der Alternative zwischen Freiheit und Si- 
cherheit auf die Existenzgewißheit schwö- 
ren. Am bitteren Ende, schon in abseh- 
barer Zeit, wird man dann auch die poli- 

tische Freiheit zurücknehmen, ohne die 
wirtschaftliche und soziale Sicherheit zu- 
rückzugeben. 

Damit die westliche Einwendung wider- 
legt wird, der Sowjetkommunismus bleibe 
ja trotz aller Angebote dem Westen mili- 
tärisch überlegen, falls der Westen sich 
nicht eng zusammenschließe, wird Moskau 
auch das Angebot einer allgemeinen Ab- 
rüstung machen. Ich habe für alles das, 
was ich hier sage, die für solche Äuße- 
rungen unentbehrlichen Anhaltspunkte. 
Kommt es zu einer Abrüstung, so rechnet 
man in Moskau, dann führt die Umstellung 

An alle Freibezieher! 
Wir bitten alle Freibezieher, deren wirt- 

schaftliche Lage sich inzwischen verbessert 
hat, nunmehr unseren Informationsdienst 
im Abonnement zu beziehen, damit wir 
neuen Flüchtlingen die Freiexemplare zu- 
stellen können. 

der .kapitalistischen Wirtschaft', vor allem 
in den USA, zu krisenhaften Erscheinun- 
gen, während die totalitäre Sowjetunion 
diese Umstellung gefahrlos durchführen 
kann. Dort vermag keine Erwerbslosigkeit 
mit den im Westen damit verbünde; 
Folgen zu entstehen. Dort ist man k 
seiner Terrormethoden vor sozialen Un- 
ruhen sicher, audi vor Streiks. Dort ist 
außerdem die Kontrolle, ob und in wel- 
diem Maße wirklich abgerüstet wird, sehr 
ersdiwert, wenn nidit unmöglidi, während 
im Westen die Sperlinge von den Dächern 
pfeifen,  was  im  Lande  geschieht. 

Selbstverständlidi muß jedeErleichterun« 
die den Menschen in der deutschen So- 
wjetzone jetzt zuteil wird, wenn auch mit 
bösen Hintergedanken der kommunistisch >n 
Machthaber, um der Mensdien willen be- 
grüßt werden. Aber nicht alles zu tun 
um rechtzeitig — geschiditlich gesehen^ 
in letzter Minute — vorbeugend zu ver- 
hindern, daß die Dinge ausgehen, wie 
kommunistisch vorgeplant sind, darin 
würde ich die Übernahme einer unsühn- 
baren Schuld auf der Seite der Verantwor:- 
lichen sehen." 

Deutscher Konfirmandenunterricht in Ostpreußen 
In der ostpreußischen Stadt Bartenstein 

und ihrer Umgebung wohnt gegenwärtu; 
noch eine größere Anzahl von Deutschen, 
welchen von polnischer Seite die Ausreise 
zu ihren Angehörigen in Mittel- und 
W 'Ostdeutschland verweigert wurde Diese 
Deutschen leiden, wie aus einem soeben 
in Berlin eingetroffenen Briefe hervor- 
geht, nicht nur materielle Not, sondern sie 
tragen besonders sdiwer an der seelischen 
Vereinsamung, in die sie inmitten der 
polnischen Zuwanderer gestoßen sind. Sie 
bemühen sich daher um die Aufrediterhal- 
tung eines kirchlichen Lebens aus eigenen 
Kräften. So wurde für die jugendlichen 
Deutschen, die bisher noch nicht eingeseg- 
net werden konnten — es befanden sich 
audi ältere Jahrgänge darunter — ein 
dreimonatiger Religionsunterricht einge- 
richtet. Am 1. Pfingstfeiertag konnten so 
50 deutsche Jungen und Mädchen konfir- 
miert werden. 

Im übrigen schildert der Briefschreiber 
die gegenwärtigen Verhältnisse in Barten- 
stein, dessen Einwohnerschaft gegenüber 
der Vorkriegszeit nur einen Bruchteil aus- 
madit. Die Folge ist, daß viele Wohn- 
häuser seit Jahren leer stehen. Nadidem 
sie  zum   großen   Teil   ausgeplündert   wur- 

den,   fallen   sie   nunmehr   der   Spitzhack, 
zum  Opfer.  Die  Abbrucharbeiten  sind  ge-£" 
genwärtig noch im vollen Gange. 

Australien nimmt Sowjetzonen- 
flüchtlinge auf 

Nach Mitteilung des Zwischenstaatlichen 
Komitees für europäische Auswanderun ' 
(ICEM) hat sich die australische R, 
rung bereit erklärt, im neuen Rechnungsjahr 
1953/54 15 000 Sowjetzonenflüchtlinge 'als 
Einwanderer aufzunehmen. Im Rahmen 
dieses neuen australischen Einwanderungs- 
programms wird die erste Quote von 1000 
deutsdien Auswanderern Mitte Septen 
durch die IGEM nadi Australien trans- 
portiert   werden. 

Für die Erteilung der Visen an Flücht- 
linge aus der Sowjetzone räumt die 
australische Regierung die gleidien Recht • 
ein, wie für andere europäische Einwan- 
derer. Vornehmiidi legt Australien Wert 
auf landwirtschaftliche Arbeitskräfte, denen 
gewisse Vorrechte für die Einwanderung 
erteilt werden. Wie der australisdie Dele- 
gierte bei der ICEM betont, gelten für 
die deutschen Einwanderer die gleichen 
sozialen Schutzmaßnahmen, wie für die 
einheimischen Australier. 



Kurswechsel findet nicht statt 
Von Dr. Otto Lenz, Staatssekretär des Bundeskanzleramtes 

Die neue Regierung der Bundesrepu- 
blik ist eine Regierung Adenauer. In den 
ersten Oktobertagen wird sie ihre Arbeit 
beginnen, denn erst dann tritt der neu 
gewählte Bundestag zusammen, der den 
Regierungschef wählen muß. Doch die in 
der parlamentarischen Geschichte Deutsch- 
lands nodi nicht dagewesene Entscheidung 
vom 6. September, die der Partei des 
Kanzlers die absolute Mehrheit verschaffte, 
läßt nur eine Lösung zu: Der 77 jährige 
Bundeskanzler Dr. Adenauer, der seit 
1949 die deutsche Politik verantwortlich 
geführt hat, wird auch für die nächsten 
vier Jahre der deutsche Staatsmann sein, 
der die Bundesrepublik in der Welt ver- 
tritt. Für die neue Regierung Adenauer, 
die gewiß einige Veränderungen in der 
Kabinettsliste bringen wird, ergibt sich da- 
raus ein Regierungsprogramm mit sehr 
klaren Umrissen. Das Ausland kann schon 
jetzt von einem überzeugt sein: Ein Kurs- 
wechsel der bisherigen politischen Linie 
findet nicht statt. 

Bisher modi ten einige Kreise in diesen 
nd jenen Teilen des Auslandes nodi ver- 

einten, Adenauer stütze sich bei seiner 
konsequenten Politik der europäisdien In- 
tegration vielleicht nidit mehr auf eine 
Volksmehrheit. Eine wirklidie, aufge- 
bauschte Propaganda des Neutralismus 
hatte bisweilen ausländisdien Skeptikern 
die Vermutung aufgedrängt, im deutschen 
Volk sei der Wunsch nadi einer politisdien 
Balance zwischen Ost und West stark vor- 
handen. Gerade in dieser Beziehung hat 
die deutsdie Bevölkerung eine unbe- 
zweifelbar klare Entscheidung für den 
Westen gegen den Osten, aber audi gegen 
jede Neutralitätspolitik, getroffen. Allein 
der Umstand, daß Heinemanns „Gesamt- 
deutsche Volkspartei", die mit dem Ge- 
danken der Neutralität agitierte, nidit 
mehr als 1,1 v. H. der deutschen Wähler 
anziehen konnte, setzt allen Diskussionen 
darüber, wo Deutsdiland heute zu stehen 
wünscht, ein radikales Ende. 

Dr.  Adenauers  Politik,  die  die europäi- 
sche  Montan-Union,  die Europäische Ver- 

teidigungsgemeinschaft, den Deutschland- 
vertrag und darüber hinaus die feste Ver- 
bindung mit dem Westen gesdiaffen hat, 
ist vom deutsdien Volk bestätigt worden. 
Mehr als das: Das praktisdie Verschwinden 
der Kommunisten aus der politisdien Mit- 
bestimmung in Deutsdiland und das Zer- 
sdilagen jeder Art von Rechtsradikalis- 
mus haben gezeugt, daß die Deutsdien 
das klare Zusammengehen mit dem We- 
sten, die gemeinsame europäische Vertei- 
digung und die Schaffung eines vereinten 
Europas heute als die beste deutsdie Po- 
litik für Gegenwart und Zukunft beurtei- 
len. Die neue Bundesregierung wird also 
dieses Votum der Deutsdien zur Grund- 
lage ihres neuen Vierjahresprogramms 
madien. Innenpolitische Sdiwierigkeiten 
auf dem Weg zur europäischen Vereini- 
gung, die in den vergangenen zwei Jahren 
der Bundesregierung zu sdiaffen maditen, 
sind jetzt weitgehend geschwunden. Es ist 
selbstverständlich, daß der neuen Bundes- 
regierung die Frage der deutschen Wie- 
dervereinigung als das besondere Problem 
Deutschlands am Herzen liegt. Eine 
Alternative: Europäische Verteidigungs- 
gemeinschaft oder Wiedervereinigung, die 
bisher vielfach konstruiert worden ist, 
kann es jetzt überhaupt nicht mehr geben. 

Die bisherige Bundesregierung hatte die 
grundlegenden Vorarbeiten für die deut- 
sche, gleichberechtigte Mitwirkung an Eu- 
ropa geleistet. Jetzt kann die neue Re- 
gierung auf diesem breiten Fundament 
aufbauen. Die neue Regierung erhofft 
sidi eine gute Zusammenarbeit mit ihren 
europäischen Nachbarn und wird das Zu- 
sammenwachsen Europas bei allen Gele- 
genheiten forcieren. Die neue Regierung 
hat die Hoffnung, mit diesem Regierungs- 
programm nicht nur die Grundlagen für 
ein gemeinsames und vereintes Gesamt- 
deutschland zu schaffen, sondern mit ihm 
audi ein kräftiges geeintes Europa in 
friedlidie Nadibarsdiaft zum Osten zu 
bringen. 

&in gefährlicher rDov6d>lag 
Das politische Klima in der Bundesre- 

publik wird auch in Zukunft sehr we- 
sentlich von dem Verhältnis zwischen der 
CDU/CSU und der Sozialdemokratisdien 
Partei abhängen. Dr. von Brentano, der 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion hat sich erst in diesen Tagen mit Nach- 
druck dafür eingesetzt, daß die Atmos- 
phäre zwischen Regierung und sozialde- 
mokratischer Opposition in innen- und 
außenpolitischen Fragen nach Beendigung 
des Wahlkampfes entspannt werde. Das 
ist die Sprache der Vernunft und der 
demokratischen Toleranz, die die Christ- 
lich-Demokratische Union nach ihrem 
großen Wahlsieg überall spricht und die 
den parlamentarisdien „Übermut", den 
man der starken Regierungspartei hier 
und da glaubte voraussagen zu müssen, 
völlig ausschließt. 

Leider spricht die SPD nidit die gleidie 
Sprache. Erst jetzt konnte man in einem 
Leitartikel der linksgeriditeten „Frank- 
furter Rundsdiau" durch Hans .Henrich 
erfahren, daß es für die deutsdie Sozial- 
demokratie  sehr   wohl  eine   andere   Mög- 

lichkeit gebe. Die ausgestreckte Hand Dr. 
von Brentanos wird als ein „Tastversuch" 
bezeichnet, und, so fährt Henrich fort, 
„ob und wie die Sozialdemokraten auf 
solche Tastversuche reagieren werden, ist 
zweifelhaft. Es gibt immerhin in dieser 
Partei nicht unbeaditlidie Stimmen, die 
darauf hinweisen, daß die SPD-Fraktion 
des ersten Bundestages unter erheblichem 
Aufwand an fadimännisdier Arbeit Ge- 
setze ausgearbeitet und gegen den Wider- 
stand von Kanzler und Finanzminister 
mit der Mehrheit des Hauses durdige- 
foditen habe. Diesen Aufwand an Arbeit, 
Geld und Mensdien, so meinen diese 
Stimmen, solle sidi die SPD-Fraktion in 
Zukunft sparen, bzw. außerhalb des Par- 
laments zur Aufklärung des Volkes und 
zur  systematischen   Werbung  verwenden". 

Wir wissen, daß Herr Henridi nidit die 
gesamte SPD verkörpert. Daß er aber 
diesen Leitartikel ausgeredinet zum Be- 
ginn des „kleinen Parteitages" der Sozial- 
demokraten in Bonn schrieb, dürfte kenn- 
zeidinend sein. Und wir wissen ferner, 
daß Herr Henridi einen sehr kurzen Draht 

von Frankfurt zu seinem Ministerpräsiden- 
ten Zinn in Wiesbaden hat, der den ra- 
dikalen Flügel der Sozialdemokratie ver- 
körpert und dem nadi dem Scheitern des 
SPD-Wahlkampfes von gewisser Seite die 
Chance eingeräumt wird, seinen Einfluß 
zu verstärken. Der hessische „Linksdrall" 
der SPD also ist es ohne Zweifel, der sich 
hier wieder einmal bemerkbar macht. 

Diese Entwicklung sehr genau zu beob- 
achten, ist ein Gebot der Stunde. Sollte 
die Sozialdemokratie sich dazu entsdilies- 
sen, von einer parlamentsaktiven zu einer 
parlamentspassiven Partei zu werden, 
sollte sie bereit sein, die widitige und 
allem anderen voranzustellende sadilidie 
Arbeit im Bundestag zu negieren, dann 
würde sie damit ihre bisherige Politik 
des ständigen Neinsagens nur verstärken. 
Sie würde nicht den diristlichen Demo- 
kraten sdiaden, wohl aber der jungen 
deutschen Demokratie aus parteitaktischen 
Erwägungen heraus einen Dolchstoß ver- 
setzen. Der Politik des „Nein", die von 
der SPD bisher so häufig getrieben wurde, 
hat die deutsche Wählersdiaft in über- 
zeugender Mehrheit ihr „Ja" zur Politik 
des Kanzlers entgegengesetzt. Eine Ab- 

lehnung der parlamentarischen Arbeit 
überhaupt, wie sie hier aus Kreisen der 
SPD angedeutet wird, würde beim deut- 

schen Volk nur eine noch stärkere Ab- 
wendung von der SPD zur Folge haben. 

Das Gebot der Stunde 
Prälat  Meixner zur jüngsten 

Bayernpartei-Erklärung 

Der erste Vorsitzende der CSU-Land- 
tagsfraktion, Prälat Georg Meixner, hat zu 
den Verlautbarungen über die jüngste 
außerordentliche Fraktionssitzung der 
Bayernpartei Stellung genommen. Prälat 
Meixner stellt fest, die Führung der CSU 
habe im Interesse der Sache, nämlich um 
die Spaltung des diristlichen Lagers in 
Bayern endlich zu überwinden, jedes Ent- 
gegenkommen gezeigt; sie habe erklärt, 
daß die Tore weit offen stünden und daß 
es nicht Sieger und Besiegte geben solle, 
sondern einfach diristlidi und bayerisch 
gesinnte Männer in beiden Lagern, die 
das Gebot der Stunde begreifen und die 
gewillt sind, daraus im Interesse Bayerns 
die Folgerungen zu ziehen. Es sei über- 
aus bedauerlich, daß entgegen diesem 
versöhnlichen Entgegenkommen ein Teil 
der Fraktion der Bayernpartei glaube, 
eine Sprache führen zu sollen, die weder 
dem Ernst des Anliegens noch den poli- 
tischen Gegebenheiten geredit werde und 
die jede Verständigung von vorneherein 
unmöglidi zu madien versuche. 

Wörtlich sagte der CSU-Fraktionsvorsit- 
zende: „Die außerordentlidie Fraktions- 
sitzung der Bayernpartei hat sich so ge- 
bärdet, als ob die BP als Siegerin aus der 
Wahl des 6. September hervorgegangen 
sei und nunmehr der CSU ihre Bedin- 
gungen diktieren könne. Die Forderung 
nadi dem Rücktritt des Bayerischen Mi- 
nisterpräsidenten und deren Begründung 
muß nach dem beispiellosen Erfolg der 
CSU, der zugleich der Erfolg ihres Vor- 
sitzenden ist, im Lager der CSU als Her- 
ausforderung, ja geradezu als Verhöhnung 
empfunden werden und als der eindeutige 
Versuch gewisser uns wohlbekannter Krei- 
se in der BP, die sich anbahnende Ver- 
ständigung mit dem diristlidi-kouservati- 
ven Flügel der Bayernpartei unmöglidi 
zu madien." 



Bahn frei für die Handwerksordnung! 
Am 26. März hatte der Bundestag, am 

24. April der Bundesrat die Handwerksord- 
nung angenommen. Monatelang ist seit- 
dem um das Einverständnis auch der 
amerikanischen Besatzungsmacht gerungen 
worden, welche die Gesetzesmaterie zum 
sogenannten „Vorbehaltsrecht" des Be- 
satzungsstatuts rechnete In diesen Ver- 
handlungen setzte sich Bundeskanzler Dr. 
Adenauer wiederholt persönlich für die 
Belange des deutschen Handwerks ein. 
Ende August schließlich hat die amerika- 
nische Besatzungsmacht verfügt, daß ihre 
der Handwerksordnung entgegenstehenden 
Bestimmungen aufgehoben werden. In 
Kürze schon ist die Verkündung der 
Handwerksordnung im Bundesgesetzblatt 
zu erwarten. Möglicherweise ist nunmehr 
als letzte Hürde nodi die Entsdieidung 
des Bundesverfassungsgerichts über die 
Vereinbarkeit der Handwerksordnung mit 
dem Grundgesetz zu nehmen. Sollte das 
Geridit einen Widerspruch zum Grund- 
gesetz feststellen, müßte der Bundestag 
ein verfassungsänderndes Gesetz beschlies- 
sen, um die Handwerksordnung dennodi 
in Kraft zu setzen. An der erforderlichen 
verfassungsändernden Mehrheit hat indes 
bereits im letzten Bundestag kein Zweifel 
bestanden, erst recht nicht im neuen 
Bundestag. 

Steuer,  und Aufgabenverteilung 
Das Bundesfinanzministerium hat einen 

15 köpfigen Arbeitsausschuß zum Studium 
der Fragen der Steuer- und Aufgaben- 
verteilung zwischen Bund und Ländern 
eingesetzt. Dieser Ausschuß soll bis Ende 
Oktober zu den im Ministerium ausgear- 
beiteten Plänen Stellung nehmen. Die 
Steuer- und Aufgabenverteilung wird als 
unerläßliche Vorstufe jeder Steuerreform 
angesehen. Eine Senkung der Steuerlast 
sei,   so   wird   im   Bundesfinanzministerium 

erklärt, nur möglich bei Besdiränkung der 
Ausgaben, und diese wiederum madie eine 
vernünftige   Aufgabenteilung   erforderlich. 

306 000 Baugenehmigungen 
Für 306 000 Wohnungen sind nach 

einem Beridit des Bundesministeriums für 
Wohnungsbau seit Beginn dieses Jahres 
Baugenehmigungen erteilt worden. Die 
Planungen und Genehmigungen haben im 
Juli einen Stand erreicht, der außer im 
Juni und Juli 1950 in keinem Monat seit 
Bestehen der Bundesrepublik verzeichnet 
wurde. 

835   Mill.   DM   Investitionshilfe 

Das Aufkommen aus der Investitions- 
hilfeumlage hat 835 Mill. DM erreicht. 
Die Gesamtsumme der bis zum 31. März 
1953 geförderten Investitionen beläuft sidi 
auf 3780 Mill DM. Die Investitionshilfe 
hat demnach über ihren unmittelbaren 
Einfluß hinaus eine weitgehende Sekun- 
därwirkung auf die gesamte deutsche 
Wirtsdiaft ausgeübt. 

Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 

Das Bundesministerium für Wohnungs- 
bau hält einen gesunden Wohnungsbau 
nur dann für möglich, wenn die Wirt- 
schaftlidikeit im Wohnungswesen wieder- 
hergestellt und die staatliche Vormund- 
schaft abgebaut wird. Solange das große 
Lodi zwisdien Angebot und Nachfrage 
bestehe, könne jedoch, so wird in dem 
Ministerium erklärt, das „notwendige 
Übel" der Zwangswirtschaft nur nach und 
nadi, völlig erst nach Deckung des drin- 
gendsten Wohnraumbedarfs beseitigt wer- 
den. Die Novelle zum Ersten Wohnungs- 
baugesetz und das Wohnraumbewirt- 
schaftungsgesetz seien die ersten Schritte 
zu   Befreiung  des  Wohnungswesens. 

Sozialpolitik im Vordergrund 
Die Partei- und Fraktionsvorstände der 

Christlich-Demokratisdien Sozialen Union 
haben in ihrer ersten Sitzung nadi dem 
Volksentscheid des 6. September erneut 
mit allem Nachdruck bestätigt, was bereits 
in den Wahlkundgebungen der CDU/CSU 
klar zum Ausdruck gekommen war: Neben 
dem vornehmsten Ziel der Wiedervereini- 
gung Deutschlands in Frieden und Frei- 
heit wird die CDU/CSU in den kommen- 
den vier Jahren verantwortlicher parla- 
mentarischer Arbeit noch stärker als bisher 
ihr besonderes Gewidit auf die Sozialpo- 
lilik legen. 

Der Grundsatz, daß eine gute Wirt- 
schaftspolitik auch die beste 
S o z i a 1 p ol i t i k ist, hat die soziale Auf- 
bauarbeit der vergangenen vier Jahre be- 
stimmt. Von einem unübersehbaren Trüm- 
merfeld, aus unvorstellbarem Elend, ge- 
langte die Bundesrepublik durdi die Ar- 
beitskraft seiner Bevölkerung und dank 
der Sozialen Marktwirtschaft sowie aus 
diristlicher Verantwortung geleisteten so- 
zialpolitisdien Aufbauarbeit zu einem Le- 
bensstandard, der vom Ausland als „deut- 
sdies Wunder" bezeichnet wird. 

Die bisherigen Leistungen bilden keines- 
wegs das Endziel, sondern nur das Fun- 
dament, auf dem es jetzt aufzubauen gilt. 
Der Grundriß dieses künftigen wirtsdiafts- 
und sozialpolitischen Gebäudes wurde 
durch das Hamburger Programm 
vom 22. April 1953 geschaffen. Seine 
Hauptlinien sind:   Eingliederung der Ver- 

triebenen und Flüditlinge, Erhöhung der 
Produktivität und des Lebensstandards, 
eine gesunde Agrar- und Mittelstandspoli- 
tik, eine noch stärkere Förderung von 
Wohnungseigentum und Dauerwohnrecht 
sowie ganz besonders der Bau von fa- 
miliengerechten Wohnungen, eine 
wirtsdiaftlich sinnvolle Steuerreform, 
die das Steuersystem vereinfacht und be- 
sonders die unteren Einkommen entlastet, 
die Sicherung des sozialen Friedens und 
der Rechte der Familie, ausreidiende 
Kriegsopfer- und Altersversorgung sowie 
Sozialversidierung und die Schaffung von 
Eigentum für alle Sdiichten des Volkes. 

Die überwältigende Mehrzahl der Be- 
völkerung der Bundesrepublik hat am 6. 
September der Bundesregierung sowie 
den bisherigen Koalitionsparteien das Ver- 
trauen für die geleistete Arbeit in eindeu- 
tiger Weise ausgesprodien. Die Christlich- 
Demokratische Union wird als verantwort- 
lidie Regierungspartei dieses Vertrauen in 
vollem Umfange rechtfertigen. 

Die Nordatlantikpaktorganisation, der 
Schumanplan, die Unterzeichnung des Ver- 
trages über die Europäische Verteidigungs- 
gemeinschaft und die Fertigstellung des 
Entwurfs einer Europäischen Verfassung, 
all dies trägt gemeinsam dazu bei, heute 
neue Hoffnung aufkeimen zu lassen. 
(James B. Conant im Bayerisdien Rundfunk) 

Findet der DGB zurück? 
Das DGB-Zentralorgan „Welt der Ar- 

beit" hat sich in seiner letzten Ausgabe 
zum Ergebnis des 6. September geäußert. 
Darin scheinen — wenn audi nicht alle — 
so dodi gewisse Äußerungen begrüßens- 
wert. So bezeidinet die „Welt der Arbeit" 
das Wahlergebnis als eine klare demokra- 
tisdie Entscheidung, die selbstverständlidi 
und uneingeschränkt vom DGB und dem 
ihm angeschlossenen Gewerkschaften an- 
erkannt und respektiert werde. Diese Er- 
klärung darf, wenn sie wirklich gemeint 
ist, dankbar zur Kenntnis genommen wer- 
den, besonders dann, wenn man sie ver- 
gleicht mit den entgegenstehenden Forde- 
rungen maßgebender DGB-Funktionäre 
im Verlaufe des Wahlkampses. 

Die „Welt der Arbeit" schließt ihre 
Stellungnahme mit dem Appell, die Ein- 
heit der Gewerkschaften zu erhalten. Die- 
ser Wunsch ist allerdings nur dann in die 
Tat umzusetzen, wenn die Gewerkschaften 
eindeutig den Weg zur parteipolitischen 
und weltansdiaulidien Neutralität zurück- 
finden; die Beaditung des Paragraphen 8 
im DGB-Statut ist dafür die entsdieidende 
Voraussetzung. 

Die Politik der CDU/CSU ist bestimmt 
von dem Grundsatz des Maßhaltens und 
der Verständigung. Dieser Grundsatz kann 
jedoch nur dann wirksam werden, wenn 
ihm von anderer Seite mit der gleichen 
Einstellung begegnet wird. — Findet der 
DGB den Weg zurück? Das ist jetzt die 
Frage I 

Mißglückter Ollenhauer-Kult 
In SPD-Publikationen bemüht man sidi, 

den Ärger über die Niederlage durdi un- 
sadilidie Angriffe gegen einen angeblidien 
„Kanzlerkult" abzureagieren. Aber während 
die Begeisterung über den Wahlsieg des 
Bundeskanzlers und mit ihm der CDU- 
CSU über alle parteipolitisdien, ja natio- 
nalen Grenzen hinausreidit, weil er auf 
echter Leistung beruht, treibt die Opposi- 
tion um ihre Prominenz einen „Kult", der 
mit sadilichen Leistungen, zumindest im 
Falle Ollenhauer, absolut nidit geredit- 
fertigt werden kann. So liegt uns ein als 
„Die erste Biographie über den Führer 
der Opposition" in Inseraten groß ange- 
kündigtes Buch vor, das Anfang Juli unter' 
dem Titel „Erich Ollenhauer" ersdiienen 
ist. Wenn wirklich von einer „an Goeb- 
bels geschulten Propaganda" die Rede sein 
kann, so hier — vor allem dann, wenn 
man dieses bebilderte Büchlein mit den 
entspredienden Sdiriften über Dr. Aden- 
auer vergleidit. „Vom Kaiserhof zur 
Reichskanzlei" nannte Joseph Goebbels 
eines seiner ersten „Werke"; „Vom Arbei- 
terjungen zum Jugendführer" lautet das 
erste Kapitel dieser Biographie und das 
letzte — von Bescheidenheit völlig unbe- 
lastet — „Aufstieg aus dem Chaos" (Eridi 
Ollenhauers Weg seit 1946). 

Wer treibt also „Kult" mit Göbbelssdien 
Methoden, die CDU oder die SPD? — 
Wer gehofft hatte, die Sozialdemokratie 
werde ihre Niederlage mit Würde zu tra- 
gen wissen und u. a. audi ihre Publizistik 
auf die Grundlage der sadilidien Ausein- 
andersetzung stellen, ist erneut um eine 
Hoffnung   ärmer:     Sie  hat   nichts   gelernt. 
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